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1. Stand des Verfahrens 

 
Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 196 „Wohnbebauung am Reideanger“ 
wurde am 25. September 2019 durch den Stadtrat der Stadt Halle (Saale) (Beschluss Nr. VI 
/ 2019 / 05138) gefasst. Dieser Beschluss wurde am 19. Oktober 2019 im Amtsblatt der Stadt 
Halle (Saale) Nr. 19 ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Da der Bebauungsplan nach gemäß § 13b BauGB i.V. mit § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB aufge-
stellt wird, ist i. d. R. nur ein einstufiges Verfahren der Behörden- und Öffentlichkeitsbeteili-
gung gemäß § 13a Abs. 2 Satz 1 BauGB in Verbindung mit § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB 
erforderlich. Um bereits frühzeitig im Planverfahren alle für das Plangebiet relevanten Be-
lange zu erfassen, wurde eine verkürzte Beteiligung der Öffentlichkeit und Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit dem Vorentwurf des Bebauungs-
planes durchgeführt. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit ist in Form einer öffentlichen Auslegung des 
Vorentwurfes zum Bebauungsplan Nr. 196 „Wohnbebauung am Reideanger“ vom 2. Dezem-
ber 2019 bis zum 20. Dezember 2019 durchgeführt worden. Die Bekanntmachung der öf-
fentlichen Auslegung ist im Amtsblatt Nr. 22 der Stadt Halle (Saale) vom 20. November 2019 
erfolgt. 
 
Mit Schreiben vom 2. Dezember 2019 ist die frühzeitige Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden zum Vorentwurf 
des Bebauungsplanes erfolgt. 
 
Der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) hat in seiner öffentlichen Sitzung am 24. Februar 2021 
den Entwurf des Bebauungsplans Nr. 196 „Wohnbebauung am Reideanger“ in der Fassung 
vom 30. November 2020 bestätigt und gemäß § 3 Abs. 2 BauGB zur öffentlichen Auslegung 
bestimmt (Beschluss-Nr. VII/2020/01866). Die öffentliche Auslegung des Entwurfs des Be-
bauungsplans Nr. 196 „Wohnbebauung am Reideanger“ mit der Begründung hat, nach Be-
kanntmachung im Amtsblatt der Stadt Halle (Saale) Nr. 23/2021 vom 30. April 2021, in der 
Zeit vom 12. Mai 2021 bis zum 16. Juni 2021 stattgefunden. 
Mit Schreiben vom 28. April 2021 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie die Nachbargemeinden zur Abgabe von Stellung-
nahmen aufgefordert.  
Diese Vorlage enthält die Beschlussvorschläge zu den vorgebrachten Anregungen, die im 
Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit und der Beteiligung der Behörden zum Entwurf des 
Bebauungsplans Nr. 196 „Wohnbebauung am Reideanger“ eingegangen sind. 
Alle Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, Nachbarge-
meinden und Fachbereiche/Dienstleistungszentren zum Entwurf des Bebauungsplans werden 
während der Ausschuss- und Stadtratssitzungen zu diesem Abwägungsbeschluss im Sit-
zungsraum im Original zur Einsichtnahme vorgehalten. Sie können auf Anfrage eingesehen 
werden. 
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2. Beschlussvorschläge zur Abwägung 

 
In der Liste der Abwägungsvorschläge werden grundsätzlich aufbereitet: 

 die Inhalte der im Rahmen der Beteiligung zum Entwurf des Bebauungsplans einge-
gangenen Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlichen Belange, 
Fachbereiche der Stadt und der betroffenen Nachbargemeinden sowie die Inhalte der 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit  

 die Beschlussvorschläge zu den einzelnen, in den Stellungnahmen genannten Inhalten 
sowie die Begründungen/Erläuterungen der Stadt zu den Beschlussvorschlägen  

 
Zur Erläuterung des Umgangs mit den Sachverhalten der Stellungnahmen sind die vier ver-
schieden Möglichkeiten in Folge erklärt, unter denen die jeweiligen Sachverhalte einzuord-
nen sind. Dabei ist zu unterscheiden, ob es sich um abwägungsrelevante Belange handelt 
und diese einer Abwägungsentscheidung des Stadtrates bedürfen (nachfolgend unter Num-
mer 1 und 2 aufgeführt und mit „X“ gekennzeichnet) oder ob es sich um Sachverhalte han-
delt, die aus den genannten Gründen nicht abwägungsrelevant sind, weil sie bereits berück-

sichtigt wurden (Nummer 3 und mit „✓“ – bereits in dem zur öffentlichen Auslegung be-

schlossenen Entwurf des Bebauungsplans berücksichtigt – gekennzeichnet) oder weil sie 
nicht Gegenstand dieses Bauleitplanverfahrens sind (Nummer 4 und mit „H“ – Hinweis für 
nachfolgende Projektumsetzung – gekennzeichnet).  
Bei Stellungnahmen ohne Einwände und Hinweise ist „keine Abwägung erforderlich“, falls 
keine Stellungnahme vorliegt, erfolgt der Vermerk: „Die Abwägungsentscheidung entfällt.“  
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Nr. 
Inhalt der Stellung-

nahme 
Beschlussvorschlag mit 
Begründung/Erläuterung 

berück- 
sichtigt 

J N 

 
1. 

 
Wird berücksichtigt. 

Der vorgebrachte Sachverhalt wird durch 
eine Änderung oder Ergänzung von Plan-
inhalten (textliche und zeichnerische Fest-
setzungen) und/oder in der Begründung 
des Bebauungsplans ganz oder teilweise 
berücksichtigt. Auf die Art und Weise und 
Stelle der vorgeschlagenen Berücksichti-
gung wird in der Begründung des Be-
schlussvorschlags hingewiesen. 

X  

 
2. 

 
Wird nicht berücksichtigt aus den dar-
gelegten Gründen. 

Der vorgebrachte Sachverhalt wird nicht 
berücksichtigt und führt somit nicht zur 
Änderung oder Ergänzung von Planinhal-
ten und/oder der Begründung des Bebau-
ungsplans. 
Die maßgeblichen Gründe der Nichtbe-
rücksichtigung sind in der Begründung 
des Beschlussvorschlags dargelegt. 

 X 

 
3. 

 
Ist bereits berücksichtigt. 

Der vorgebrachte Sachverhalt führt nicht 
zu Änderungen oder Ergänzungen von 
Planinhalten und/oder der Begründung 
des Bebauungsplans, weil der jeweilige 
Sachverhalt darin bereits ausreichend be-
rücksichtigt ist. 

✔  

4.  
Ist nicht Gegenstand dieses Bauleit-
planverfahrens. 

Der vorgebrachte Sachverhalt ist nicht 
Gegenstand des Bauleitplanverfahrens, 
sondern bezieht sich auf Sachverhalte au-
ßerhalb des räumlichen Geltungsberei-
ches. Er ist inhaltlich nicht relevant oder 
widersprüchlich für das vorliegende Bau-
leitplanverfahren, er ist Sache anderer o-
der späterer Genehmigungs- oder Plan-
verfahren, oder dieser Bauleitplan steht 
einer entsprechenden Realisierung nicht 
entgegen. Die maßgeblichen Gründe sind 
- soweit erforderlich - in der Begründung 
des Beschlussvorschlags dargelegt.
  

H 
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2.1 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange, Fachbereiche der Stadt  

 

lfd. Nr. 
Stel-
lung-

nahme 

Inhalt der Stellungnahme 
Beschlussvorschlag mit  
Begründung/Erläuterung 

 
berück-
sichtigt 

J N 

I-1. 

Amt für Landwirtschaft, Flurneuord-
nung und Forsten Süd 
Postfach 1655 
06655 Weißenfels 
 

 

  

 

Es liegt keine Stellungnahme vor. Die Abwägungsentschei-
dung entfällt. 
Es sind keine Belange dieses 
Trägers öffentlicher Belange 
bekannt, die für die Rechtmä-
ßigkeit der Abwägung von 
Bedeutung sind und ent-
scheidenden Einfluss auf die 
Weiterbearbeitung haben 
könnten. 
 

  

I-2. 

Deutsche Telekom 
Technik GmbH 
Kaiserslauterer Straße 75 
06128 Halle (Saale) 
 

 

  

 

Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 
 

Die Abwägungsentschei-
dung entfällt. 
Es sind keine Belange dieses 
Trägers öffentlicher Belange 
bekannt, die für die Rechtmä-
ßigkeit der Abwägung von 
Bedeutung sind und ent-
scheidenden Einfluss auf die 
Weiterbearbeitung haben 
könnten. 
 

  

I-3. 

Energieversorgung Halle Netz GmbH 
Postfach 100160  
06140 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 28.05.2021 

 

  

I-3.1 

Als Anlage übergeben wir Ihnen die 
Stellungnahme der Energieversorgung 
Halle Netz GmbH. Die Bewertung Ihres 
Vorhabens hat folgende Ergebnisse er-
geben: 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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lfd. Nr. 
Stel-
lung-

nahme 

Inhalt der Stellungnahme 
Beschlussvorschlag mit  
Begründung/Erläuterung 

 
berück-
sichtigt 

J N 

Anlage 1: Stellungnahme der Sparte 
Elektrotechnik und Informationstechnik; 
Entscheidung zum Vorhaben: Zustim-
mung 
 
Anlage 2: Stellungnahme der Sparte 
Fernwärme; Entscheidung zum Vorha-
ben: Zustimmung 
 
Anlage 3:  Stellungnahme der Sparte 
Gas; Entscheidung zum Vorhaben: Zu-
stimmung 
 
Anlage 4: Stellungnahme der Sparte 
Stadtbeleuchtung; Entscheidung zum 
Vorhaben: Zustimmung 
 
Als Anlage 5 erhalten Sie zusätzlich die 
Richtlinien zum Schutz der Versor-
gungsleitungen der EVH GmbH und der 
Energieversorgung Halle Netz GmbH 
vom 01.02.2014. 
Für Baubereiche auf städtischen Grund-
stücken oder Verkehrsflächen gelten die 
Regelungen der Konzessionsverträge 
mit der Stadt Halle. 
Diese Stellungnahme hat eine Gültigkeit 
von zwei Jahren. 
Wir bitten Sie darum, uns die Entschei-
dung der Planfeststellungsbehörde in 
Form eines Planfeststellungsbeschlus-
ses unabhängig von unseren Belangen, 
zukommen zulassen. 

I-3.2 

Anlage 1 
Stellungnahme des Fachgebietes 
Elektrotechnik und Sparte Telekom-
munikation für Ver- und Entsorger 
(TKVE) zum Vorhaben: 
 
Dem Bebauungsplan Nr. 196 „Wohnbe-
bauung am Reideanger" stimmen wir zu. 
Die Bestandspläne unserer Versorgungs-
leitungen können, unter Angabe der ge-
wünschten Form, bei der Energieversor-
gung Halle Netz GmbH, …, E-Mail … ab-
gerufen werden. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-3.3 

Zur Versorgung des Gebietes ist eine 
elektrotechnische Erschließung erforder-
lich. 
Für die Erschließung des geplanten Bau-
gebietes ist mit der Energieversorgung 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
Der vorgebrachte Sachver-
halt ist nicht Gegenstand 

H 
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lfd. Nr. 
Stel-
lung-

nahme 

Inhalt der Stellungnahme 
Beschlussvorschlag mit  
Begründung/Erläuterung 

 
berück-
sichtigt 

J N 

Halle Netz GmbH eine Erschließungsver-
einbarung zu treffen. Zur Angebotserstel-
lung bedarf es einer, durch Bauträger 
und Versorgungsunternehmen koordi-
nierten Leitungsplanung. Ansprechpart-
ner ist …, Tel. ... 

dieses Bauleitplanverfah-
rens. Die Hinweise sind bei 
der späteren Erschließung 
des Gebietes bzw.im späte-
ren Baugenehmigungsver-
fahren und bei der Bauaus-
führung zu beachten. 
 

I-3.4 

Das geplante Leitungsnetz, welches über 
die private Straße verläuft, sollte gegebe-
nenfalls dinglich gesichert werden. 

Ist bereits berücksichtigt. 
In der Planzeichnung sind 
alle Verkehrsflächen als mit 
Geh-, Fahr- und Leitungs-
rechten zu belastende Flä-
chen festgesetzt. Der vorge-
brachte Sachverhalt führt 
nicht zu Änderungen oder 
Ergänzungen von Planinhal-
ten und/oder der Begrün-
dung des Bebauungsplans, 
weil der Sachverhalt darin 
bereits ausreichend berück-
sichtigt ist.  
 

✔  

I-3.5 

Telekommunikation für Ver- und Ent-
sorger (TKVE): 
 
Im Bereich der geplanten Baumaßnahme 
befinden sich keine Anlagen der Tele-
kommunikation für Ver- und Entsorger 
(TKVE) der EVH GmbH. 
 
Anlage Bestandsunterlagen 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-3.6 

Anlage 2 
Stellungnahme des Fachbereiches 
Fernwärme zum Vorhaben: 
 
Dem Bebauungsplan Nr. 196 „Wohnbe-
bauung am Reideanger" stimmen wir zu. 
Im Baubereich befinden sich keine Fern-
wärmeversorgungsleitungen. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-3.7 

Anlage 3 
Stellungnahme des Fachbereiches 
Gas zum Vorhaben: 
 
Dem Bebauungsplan Nr. 196 „Wohnbe-
bauung am Reideanger“ stimmen wir zu. 
Wir übergeben Ihnen Kopien unserer Be-
standspläne der in unserer Rechtsträger-
schaft befindlichen Gasversorgungsein-
richtungen (Gasleitungen, Stationen, 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
Der vorgebrachte Sachver-
halt ist nicht Gegenstand des 
Bauleitplanverfahrens. Er ist 
inhaltlich nicht relevant oder 
er ist Sache anderer oder 
späterer Genehmigungs-  
oder Planverfahren, oder 
dieser Bauleitplan steht einer 

H 
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lfd. Nr. 
Stel-
lung-

nahme 

Inhalt der Stellungnahme 
Beschlussvorschlag mit  
Begründung/Erläuterung 

 
berück-
sichtigt 

J N 

Schiebergruppen usw.). In unseren Be-
standsplänen sind nicht alle Gas-Haus-
anschlüsse enthalten. Diese sind vor Ort 
(Gasmarken) zu beachten. 
 
Arbeiten im Bereich unserer Versor-
gungseinrichtungen sind entsprechend 
der Anlage 5 „Richtlinien zum Schutz der 
Versorgungsleitungen der EVH GmbH" 
durchzuführen. Diese liegt der Stellung-
nahme als Anlage bei. 
Eine Erschließung mit Erdgas erfolgt 
nicht. 
 
Wir weisen darauf hin, dass die Angaben 
nur zu Planungszwecken und zur Infor-
mation dienen sollen. Rechtliche Grund-
lagen können daraus nicht abgeleitet 
werden, da die Lage unserer Versor-
gungsleitungen bis zum Beginn der Bau-
ausführung jederzeit Änderungen unter-
worfen ist. 
 
Anlage Bestandsunterlagen 

entsprechenden Realisie-
rung nicht entgegen.  

I-3.8 

Stellungnahme der Sparte Stadtbe-
leuchtung Halle zum Vorhaben: 
 
Dem Bebauungsplan 196 „Wohnbebau-
ung am Reideanger" stimmen wir zu. 
Zu den von Ihnen eingereichten Lageplä-
nen haben wir eine Kopie unserer Plan-
unterlagen beigefügt, aus der die Kabel-
lage und die Maststandorte der Straßen-
beleuchtung Halle hervorgehen. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
 

  

I-3.9 

Im Bereich der geplanten Baumaßnahme 
befinden sich die Anlagen der Stadtbe-
leuchtung Halle im Bereich der Zufahrten 
Oelsnitzer Straße und Schneeberger 
Straße. 
Im Bereich der Zufahrt Oelsnitzer Straße 
sind vermutlich die Kabelhöhen anzupas-
sen. Dies erfolgt von Mast zu Mast und 
ist in der Planung zu berücksichtigen. Im 
Bereich der Zufahrt Schneeberger 
Straße ist es wünschenswert, wenn ein 
Kabelschutzrohr DN 110 für die öffentli-
che Beleuchtung vorverlegt wird. So 
kann ein späterer Aufbruch der Zufahrt 
vermieden werden. 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
Der vorgebrachte Sachver-
halt bzw. die gegebenen 
Hinweise sind nicht Gegen-
stand dieses Bauleitplanver-
fahrens. Die Hinweise sind 
im späteren Baugenehmi-
gungsverfahren bzw. bei der 
Bauausführung zu beachten. 

H 

I-3.10 
Sollte im Wohngebiet eine öffentliche Be-
leuchtung erforderlich oder gewünscht 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 

H 
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lfd. Nr. 
Stel-
lung-

nahme 

Inhalt der Stellungnahme 
Beschlussvorschlag mit  
Begründung/Erläuterung 

 
berück-
sichtigt 

J N 

sein, ist dies mit der Stadt Halle, FB 66, 
…abzustimmen. 
 
Grundsätzlich gilt: 

- Die Mindestabstände von 0,5 m 
zu den Beleuchtungskabeln sind 
einzuhalten. 

- Die Beleuchtungskabel dürfen 
nicht überbaut werden. 

- Bei Querungen und Näherungen 
der Straßenbeleuchtungskabel ist 
bis zur Kabelfindung Hand-
schachtung vorzusehen. 

- Stadtbeleuchtungskabel sind im 
rechten Winkel zu queren. 

- Freigelegte Kabeltrassen sind zu 
sichern. 

- Die Standfestigkeit der Masten ist 
zu gewährleisten. 

Bei Beschädigungen von Beleuchtungs-
kabeln ist die Energieversorgung Halle 
Netz GmbH, Bereich Stadtbeleuchtung, 
Tel. … umgehend zu informieren. 
 
Anlage 
Bestandsunterlagen 

Der vorgebrachte Sachver-
halt bzw. die gegebenen 
Hinweise sind nicht Gegen-
stand dieses Bauleitplanver-
fahrens. Die Hinweise sind 
bei der späteren Erschlie-
ßung des Gebietes bzw.im 
späteren Baugenehmigungs-
verfahren und bei der Bau-
ausführung zu beachten. 

I-3.11 

Anlage 5 
Richtlinien zum Schutz der Versorgungs-
leitungen der EVH und der Netz Halle 
Strom, Gas, Fernwärme, Kommunika-
tion, Beleuchtung 
 
Wortlaut siehe Anlage 5 zum Schreiben 
vom 28.05.2021 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
 

 

I-4. 

Hallesche Wasser und Stadtwirt-
schaft GmbH 
Postfach 100154 
06140 Halle (Saale) 
 
Stellungnahmen vom 15.06.2021 und 
vom 07.05.2021 (Abteilung TEB - Behäl-
terentsorgung/Sperrmüllentsorgung zur 
Müllentsorgung) 

 

  

I-4.1 

zur Beantwortung Ihrer Anfrage vom 
28.04.2021 teilen wir Ihnen folgendes 
mit. 
 
Trinkwasser: 
 
Das B-Plangebiet ist trinkwassertech-
nisch nicht erschlossen. 

Ist bereits berücksichtigt. 
Im Rahmen des Bebauungs-
planverfahrens wurde eine 
Erschließungsplanung erar-
beitet. Für das zukünftige 
Wohngebiet ist eine neue 
Trinkwasserleitung DN 100 
im Ringschluss innerhalb 

✔  
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lfd. Nr. 
Stel-
lung-

nahme 

Inhalt der Stellungnahme 
Beschlussvorschlag mit  
Begründung/Erläuterung 

 
berück-
sichtigt 

J N 

Für die trinkwassertechnische Erschlie-
ßung sind Maßnahmen außerhalb der 
Grenzen des B-Plangebietes erforderlich: 
 
Im Bereich der Zwickauer Straße zwi-
schen der Paul-Singer-Straße und der 
Straße Am Sagisdorfer Park ist die vor-
handene Trinkwasserleitung durch einen 
Ersatzneubau in der Dimension DN 100 
erforderlich. 
 
In der Oelsnitzer Straße ist die vorhan-
dene Trinkwasserleitung PE 63 x 
5,8 auf einer Länge von ca. 90 m durch 
eine neue Trinkwasserleitung DN 
100 zu ersetzen und an die neue Trink-
wasserleitung im B-Plangebiet anzu-
schließen. 
 
Für die innere trinkwassertechnische Er-
schließung ist, wie in der Begründung 
zum B-Plan beschrieben, eine Trinkwas-
serleitung DN 100 zu verlegen, die an die 
Trinkwasserleitungen in der Schneeber-
ger Straße und in der Oelsnitzer Straße 
angebunden wird. 
 
Die erforderlichen Erschließungsmaß-
nahmen der Trinkwassertechnischen An-
lagen sind in dem als Anlage beigefügten 
Übersichtslageplan schematisch darge-
stellt. 

des Plangebietes und bis zu 
dem Anschlusspunkt in der 
Oelsnitzer Straße zu verle-
gen.  
Über die festgesetzten Ver-
kehrsflächen und die mit ei-
nem Leitungsrecht zu belas-
tende und festgesetzte Flä-
che C wird die trinkwasser-
seitige Erschließung für das 
Plangebiet gesichert. Somit 
ist mit der Umsetzung des 
Bebauungsplanes und der 
Erschließungsplanung die Er-
schließung des Plangebietes 
gesichert. 
Zur Sicherstellung der trink-
wassertechnischen Erschlie-
ßung des Plangebietes ist 
außerhalb des Plangebietes 
im Bereich der Zwickauer 
Straße zwischen der Paul-
Singer-Straße und der 
Straße Am Sagisdorfer Park 
derzeit ein Ersatzneubau in 
der Dimension DN 100 für 
die vorhandene Trinkwasser-
leitung geplant. Die genaue 
Durchführung der Maß-
nahme wird in der weiteren 
Ausführungsplanung darge-
legt. 
Entsprechend der überarbei-
teten Erschließungsplanung 
erfolgt der trinkwasserseitige 
Anschluss des Plangebietes 
über das Gelände des Beruf-
lichen Bildungswerkes e.V. 
Ein Austausch der TW-
Leitung in der Oelsnitzer 
Straße durch eine DN 100 
TW-Leitung ist somit nicht 
mehr erforderlich. 
Durch die Überarbeitung der 
Erschließungsplanung blei-
ben die Grundzüge der Pla-
nung sowie die Planinhalte 
unberührt. 

I-4.2 
Trinkwasserversorgungsleitungen in pri-
vaten Flächen (auch Verkehrsflächen) 

Ist bereits berücksichtigt. 
In der Planzeichnung sind 
alle Verkehrsflächen bereits 

✔  
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sind durch Fahr Geh- und Leitungs-
rechte zu Gunsten der Halleschen Was-
ser und Stadtwirtschaft GmbH zu si-
chern. 

als mit Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrechten zu belastende 
Flächen festgesetzt. Außer-
dem ist die Fläche C als mit 
einem Leitungsrecht zu be-
lastende Fläche festgesetzt. 
Diese Festsetzungen bilden 
die Grundlage für die dingli-
che Sicherung, welche an-
schließend im Grundbuch 
vorzunehmen ist.  
 

I-4.3 

Löschwasser: 
 
Löschwasser kann nach Umsetzung der 
vorgenannten Maßnahmen zur Äußeren 
Erschließung im B-Plangebiet mit einer 
Menge von 48 m³/h zur Verfügung ge-
stellt werden.  
 

Ist bereits berücksichtigt. 
Der Sachverhalt wird unter 
Punkt 7.5.1 Wasserversor-
gung in der Begründung zum 
Bebauungsplan bereits be-
schrieben.  

✔  

I-4.4 

Niederschlagswasser: 
 
Das als Anlage 3 zur Begründung zum 
Bebauungsplan beigefügte Entwässe-
rungskonzept vom Ingenieurbüro Fuhr-
mann, Stand Oktober 2020, mit Variante 
6 als Vorzugsvariante ist schlüssig. 
Danach wird das Niederschlagswasser in 
der Oelsnitzer in das öffentliche Kanal-
netz eingeleitet. Dies wiederum bedingt 
eine bauliche Anpassung der Drossel am 
Regenrückhaltebecken Am Sagisdorfer 
Park wodurch sich eine höhere Einleit-
menge in den Vorfluter Reide ergibt.  
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
 

  

I-4.5 

Die Wasserrechtliche Erlaubnis für die 
Erhöhung der Einleitmenge ist zwin-
gende Voraussetzung für die geplante 
Erschließung. 
Es wird empfohlen, die Untere Wasser-
behörde (Umweltamt) rechtzeitig mit ein-
zubeziehen, um Planungssicherheit für 
die Niederschlagswassererschließung zu 
haben.  
Die Hallesche Wasser und Stadtwirt-
schaft GmbH (HWS) ist Erlaubnisinhaber 
für die Einleitstelle „B-Plan 113-Sagisdor-
fer Park". Der Änderungsantrag ist durch 
den Planer des B-Plangebietes 196 vor-
zubereiten. Der Änderungsantrag selbst 

Wird berücksichtigt. 
Die Begründung zum Bebau-
ungsplan wird im Punkt 7.5.2 
Entwässerung um die Erfor-
derlichkeit der Wasserrechtli-
chen Erlaubnis für die Erhö-
hung der Einleitmenge am 
bestehenden Regenrückhal-
tebecken Am Sagisdorfer 
Park ergänzt. Die Grund-
züge der Planung und die 
Planinhalte bleiben von die-
ser inhaltlichen Ergänzung 
unberührt. 
Die Untere Wasserbehörde 
wurde gemäß § 4 Abs. 2 

X 
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ist durch die HWS als Erlaubnisinhaber 
zu stellen. 

BauGB beteiligt und hat in 
ihrer Stellungnahme vom 
11.06.2021 keine Einwände 
vorgetragen (siehe I- 31.4) 
Laut Stellungnahme der Un-
teren Wasserbehörde (UWB) 
vom 01.03.2022 werden 
grundsätzlich keine Versa-
gensgründe für die Erhö-
hung der Ableitmenge um 10 
l/s gesehen. Die entspre-
chenden Anträge auf Ertei-
lung/Änderung der wasser-
rechtlichen Erlaubnis sind 
bei der UWB einzureichen. 
Damit kann die „interne Er-
schließung“ des Bebauungs-
plangebietes Nr. 196 von ei-
ner zulässigen Ableitmenge 
von 10 l/s aus dem Gebiet 
ausgehen. Der entspre-
chende Antrag wird mit dem 
hydraulischen Nachweis und 
in Abstimmung mit der Er-
laubnisinhaberin von der In-
vestorengruppe vorbereitet. 
 

I-4.6 

Die private Grünfläche p1 ist als Fläche 
für die Regenrückhaltung vorgesehen. 
Gemäß B-Plan, textliche Festsetzung 
Pkt. 5 ist aber nur die Errichtung von „bis 
zu 360 m³ Regenrückhaltevolumen zu-
lässig. Hier sind nach derzeitigem Pla-
nungsstand (Entwässerungskonzept) 
aber 622 m³ Regenrückhaltevolumen er-
forderlich und entsprechend festzuset-
zen. 
 
Weitergehende Anforderungen zur Nie-
derschlagswasserableitung entnehmen 
Sie bitte der Anlage. 

Wird berücksichtigt. 
Das Entwässerungskonzept 
wurde zwischenzeitlich da-
hingehend weiterentwickelt. 
Das anfallende Nieder-
schlagswasser wird über ei-
nen Niederschlagswasserka-
nal in einen Rückstaukanal 
und von dort über eine Nie-
derschlagswasserdrucklei-
tung gedrosselt außerhalb 
des Plangebietes in das be-
stehende Leitungsnetzt der 
HWS GmbH abgeleitet. Für 
den erforderlichen Überflu-
tungsfall wird eine Regen-
rückhaltefläche mit einem 
Rückhaltevolumen von ca. 
330 m³ innerhalb des Plan-
gebietes sichergestellt. 
Für die zulässigen 360m³ 
Regenrückhaltevolumen wird 
weiterhin die vorgesehene 

X  
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Regenrückhaltefläche inner-
halb der festgesetzten priva-
ten Grünfläche p1 genutzt. 
Durch die wirtschaftlich 
günstigere Nutzung des 
Rückstaukanals im südlichen 
Straßenabschnitt verringert 
sich das erforderliche Re-
genrückhaltevolumen in der 
Fläche p1 auf 330 m³ und 
liegt somit unterhalb der in 
der textlichen Festsetzung 
5.0 festgelegten Obergrenze 
von 360 m³. Die private 
Grünfläche p1 ist somit wei-
terhin ausreichend. Die 
Überarbeitung des Entwäs-
serungskonzeptes berührt 
die Grundzüge der Planung 
nicht. Planinhalte ändern 
sich dadurch nicht. 
 

I-4.7 

Schmutzwasser: 
 
Gegen die geplante Schmutzwasserein-
leitung in den Schmutzwasserkanal Oels-
nitzer Straße bestehen seitens der HWS 
keine Einwände. 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
 

  

I-4.8 

Die Kosten für Planung und Bau der An-
lagen zur Äußeren und Inneren Erschlie-
ßung sind durch den Vorhabenträger zu 
tragen. Dazu ist ein Vertrag zu Bau und 
Übernahme von trink- und abwassertech-
nischen Anlagen zwischen dem Vorha-
benträger und der Halleschen Wasser 
und Stadtwirtschaft abzuschließen. 
 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
Der vorgebrachte Sachver-
halt ist nicht Gegenstand 
dieses Bauleitplanverfah-
rens. Die Hinweise sind bei 
der späteren Erschließung 
des Gebietes bzw.im späte-
ren Baugenehmigungsver-
fahren und bei der Bauaus-
führung zu beachten. 
 

H 

I-4.9 

Abfallentsorgung: 
Die Stellungnahme unserer Abteilung 
TEB - Behälterentsorgung/ Sperrmüllent-
sorgung zur Müllentsorgung erhalten Sie 
in der Anlage. 
 
Für Fragen stehen wir Ihnen gern zur 
Verfügung. 
 
Anlagen: 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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- Lageplan schematische Darstel-
lung erforderlicher Erschließungs-
maßnahmen Trinkwasser  

- Hinweise zur Niederschlagswas-
serableitung  

- Stellungnahme der Abteilung TEB 
- Behälterentsorgung/ Sperr-
müllentsorgung vom 07.05.2021 

I-4.10 
 

Weitere Anforderungen zur Nieder-
schlagswasserbeseitigung: 
 
Das Entwässerungskonzept vom Ingeni-
eurbüro Fuhrmann, Stand Oktober 2020, 
Variante 6 ist schlüssig. In der weiteren 
Planung sind aber folgende Vorgaben, 
Forderungen und Hinweise zu beachten: 
 
• Die Varianten beruhen auf der Er-
höhung der Einleitmenge an der Einleit-
stelle „RRB Sagisdorfer Park" in die 
Reide. Die Wasserrechtliche Erlaubnis 
dieser Erhöhung ist Voraussetzung für 
die geplante Erschließung. 
Es wird empfohlen, die Untere Wasser-
behörde (Umweltamt) rechtzeitig mit ein-
zubeziehen, um Planungssicherheit für 
die Niederschlagswassererschließung zu 
haben. 
Die Hallesche Wasser und Stadtwirt-
schaft GmbH (HWS) ist Erlaubnisinhaber 
für die Einleitstelle „B-Plan 113-Sagisdor-
fer Park". Der Änderungsantrag ist durch 
den Planer des B-Plangebietes 196 vor-
zubereiten. Der Änderungsantrag selbst 
ist durch die HWS als Erlaubnisinhaber 
zu stellen. Sämtliche Zustimmungen der 
HWS zur Niederschlagswasserableitung 
nach diesem Konzept ergehen vorbehalt-
lich der Wasserrechtlichen Erlaubnis. Die 
Änderung der Wasserrechtlichen Erlaub-
nis ist Voraussetzung für eine gesicherte 
niederschlagswasserseitige Erschlie-
ßung! 

Wird berücksichtigt. 
Die Begründung zum Bebau-
ungsplan wird im Punkt 7.5.2 
Entwässerung um die Erfor-
derlichkeit der Wasserrechtli-
chen Erlaubnis für die Erhö-
hung der Einleitmenge am 
bestehenden Regenrückhal-
tebecken Am Sagisdorfer 
Park ergänzt. Die Grundzüge 
der Planung und die Planin-
halte bleiben von dieser in-
haltlichen Ergänzung unbe-
rührt. 
Die Untere Wasserbehörde 
wurde gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB beteiligt und hat in 
ihrer Stellungnahme vom 
11.06.2021 keine Einwände 
vorgetragen (siehe I- 31.4). 
Laut Stellungnahme der Un-
teren Wasserbehörde (UWB) 
vom 01.03.2022 werden 
grundsätzlich keine Versa-
gensgründe für die Erhö-
hung der Ableitmenge um 10 
l/s gesehen. Die entspre-
chenden Anträge auf Ertei-
lung/Änderung der wasser-
rechtlichen Erlaubnis sind 
bei der UWB einzureichen. 
Damit kann die „interne Er-
schließung“ des Bebauungs-
plangebietes Nr. 196 von ei-
ner zulässigen Ableitmenge 
von 10 l/s aus dem Gebiet 
ausgehen. Der entspre-
chende Antrag wird mit dem 
hydraulischen Nachweis und 
in Abstimmung mit der Er-
laubnisinhaberin von der In-
vestorengruppe vorbereitet. 

X  
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I-4.11 

• Das Konzept geht von einer 
Durchleitung von 10 l/s durch das beste-
hende Netz „Am Sagisdorfer Park" zum 
dortigen Regenrückhaltebecken (RRB) 
aus. Dies beruht auf einer fernmündli-
chen Aussage der HWS. Diese Aussage 
basiert auf der Ausführungshydraulik 
zum Netz B-Plan 113, Ingenieurgesell-
schaft Hollenbach, November 2000. (Lis-
tenrechnung, bemessen auf n = 0,5/a, 
10l/s Differenz Qv - Qmax vorhanden). 
Forderung: Im Rahmen der weiteren Pla-
nungen ist ein hydrodynamischer Ge-
samtnachweis unter Berücksichtigung 
des RRB's Sagisdorfer Park einschl. der 
geplanten Durchleitung zu erbringen. 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
Der vorgebrachte Sachver-
halt ist nicht Gegenstand 
dieses Bauleitplanverfah-
rens. 
Das Entwässerungskonzept 
stellt die grundsätzliche 
Funktionalität/Machbarkeit 
dar. Der geforderte hydrody-
namische Gesamtnachweis 
unter Berücksichtigung des 
Regenrückhaltebeckens Sa-
gisdorfer Park einschließlich 
der geplanten Durchleitung 
wird im Rahmen der detail-
lierten technischen Ausfüh-
rungsplanung erarbeitet/er-
bracht werden. 
Unabhängig davon wurde in 
der Begründung zum Bebau-
ungsplan unter Punkt 7.5.2 
Entwässerung ein Absatz 
zur Überarbeitung der Ent-
wässerungskonzeption er-
gänzt, in dem u.a. auf die 
entsprechende Erforderlich-
keit des hydrodynamischen 
Gesamtnachweises einge-
gangen wird: „Zudem ist in 
der weiteren Ausführungs- 
und Genehmigungsplanung 
ein hydrodynamischer Ge-
samtnachweis über das Nie-
derschlagentwässerungssys-
tem unter Einbeziehung der 
Anlagen „Am Sagisdorfer 
Park“ zu führen und mit der 
HWS GmbH abzustimmen. 
Die Ergänzung der Begrün-
dung hat keine Änderung der 
Planinhalte zur Folge und die 
Grundzüge der Planung blei-
ben davon unberührt. 
 

H 

I-4.12 

• Der Flächenansatz des Entwäs-
serungskonzeptes Variante 6 (Oktober 
2020) ist in Bezug auf das Konzept zum 
Bebauungsplan vom 28.09.2020, Stadt 
Land Grün aus Halle(Saale), ausgelegt. 
Dieses liegt der HWS nicht vor. Zwi-
schenzeitlich liegt ein offenbar neuerer 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  



Bebauungsplan Nr. 196 „Wohnbebauung am Reideanger“ 

Abwägungsbeschluss  07. März 2022 

 

17 

lfd. Nr. 
Stel-
lung-

nahme 

Inhalt der Stellungnahme 
Beschlussvorschlag mit  
Begründung/Erläuterung 

 
berück-
sichtigt 

J N 

Stand des B-Plan-Entwurfes 196 vom 
30.11.2020 hier zur Beurteilung vor. Die-
ser sieht ein anderes Maß der baulichen 
Nutzung vor. Dieses ist zwischenzeitlich 
in weiten Teilen auf eine zulässige Über-
schreitung von nur 25% abgesenkt wor-
den. Für das TG 3 ist die GRZ auf 0,3 bei 
50% zulässiger Überschreitung abge-
senkt worden. Die jeweiligen Bruttoflä-
chen für das Entwässerungskonzept sind 
plausibel. Daraus resultieren für das Ent-
wässerungskonzept geringere ansetz-
bare befestigte Flächen für die Bauflä-
chen bei Einhaltung der zulässigen Be-
festigung (siehe unten: Hinweis B-Plan 
allgemein -Teil Bebauungskonzept An-
lage 2 - zul. Befestigung). 
Die Straßenflächen wurden mit 100% be-
festigt angesetzt. Dieser Ansatz ist zu-
treffend. 
Das vorliegende Konzept ist durch den 
derzeit höheren Flächenansatz als „auf 
der sicheren Seite gerechnet" zu bewer-
ten. Der neue (verminderte) zulässige 
Befestigungsgrad bietet in der weiteren 
Planung Optimierungspotenzial. 
 
• Abflussbeiwert 
Lastfall Bemessung: 
Der mittlere Abflussbeiwert 0,9 als Mittel-
wert für Dachflächen und wasserdurch-
lässiges Pflaster der Straßen kann so ak-
zeptiert werden, da zusätzlich der Über-
flutungsnachweis erbracht wird. 
 
Lastfall Überflutung: 
Analog DIN 1986-100 ist in diesem Last-
fall mit Abflussbeiwert 1,0 für die befes-
tigten Flächen gerechnet worden. Dieser 
Ansatz ist zutreffend. 
 

I-4.13 
 

• Drossel/Pumpe 
Als Drossel für den Regenrückhalteraum/ 
Überflutungsraum wird eine Pumpe an-
gesetzt. Die Druckleitungslänge beträgt 
ca. 8 m. Lt. Berechnung betragen die 
Verluste der Leitung 0,62 m und die geo-
dätische Förderhöhe Hgeo beträgt 1,94 
m. Damit kommt der wesentliche Höhen-
anteil der Förderhöhe aus dem Hgeo. 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
Der vorgebrachte Sachver-
halt bzw. die gegebenen 
Hinweise sind nicht  
Gegenstand dieses Bauleit-
planverfahrens.  
Im Rahmen der detaillierten 
technischen Ausführungspla-
nung wird dieser Sachverhalt 

H 
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Betrachtet wurde hier nur der Ausschalt-
punkt der Pumpe mit maximaler Förder-
höhe. 
Bei Einstau im Rückhalteraum/Überflu-
tungsraum reduziert der Wasserstand im 
Pumpensumpf die geodätische Förder-
höhe. Da der Hauptanteil der Förderhöhe 
am Arbeitspunkt aus der geodätischen 
Höhe stammt ist zu erwarten, dass die 
Förderleistung der Pumpe bei Einstau er-
heblich über die zulässige Drosselmenge 
von 10 1/s ansteigt (Arbeitspunkt der 
Pumpe wandert nach rechts). Bei Vollfül-
lung des Beckens ist sogar ein negatives 
Hgeo zu erwarten (Wasserstand im RRB 
und im Pumpensumpf über Sohle Aus-
lauf Druckrohr). Dieser Zustand ist für die 
Pumpe als Drossel näher zu betrachten. 
Ggf. ist zur Einhaltung der zulässigen 
Drosselmenge ein geregeltes Drosselor-
gan zwischen Rückhalteraum und Ent-
leerungspumpwerk anzuordnen. 
 
• Notüberlauf 
Der geplante Notüberlauf darf erst ober-
halb der ausgewiesenen Wasserstände 
für den Lastfall Überflutung (T = 30a) an-
springen. 
 
• Rigolenbemessung-Abfluss zum 
RRR/Überflutungsraum 
Als Sammel- und Transportelemente für 
das Niederschlagswasser sind straßen-
begleitende Rigolen bzw. Mulden-Rigo-
len-Elemente ausgewiesen. In der weite-
ren Planung ist nachzuweisen, dass 
diese das Wasser im ausreichenden 
Maße im Bemessungsfall zum Rückhal-
teraum abführen (Mulde-Rigole und Ri-
gole-Regenrückhalteraum). 
• Oberflächengestaltung Lastfall 
Überflutung 
Im Lastfall Überflutung kommt es in der 
Regel zu Oberflächenabflüssen, da die 
regulären Entwässerungsanlagen (Mul-
den-Rigolen-Elemente) für derart starke 
Abflüsse nicht ausgelegt sind. Die Ober-
flächen sind so zu gestalten, dass diese 
Oberflächenabflüsse im Überflutungsfall 
schadlos dem offenen Becken oberfläch-
lich zugeführt werden (Notwasserweg) 

genau betrachtet/berechnet 
werden. Der ggfs. erforderli-
che Einbau eines Drosselor-
gans zwischen dem Regen-
rückhalteraum und dem Ent-
leerungspumpwerk wird ge-
prüft. Der Sachverhalt der 
hydraulischen Verbindung 
zwischen den beiden Spei-
cherkomponenten ist bereits 
bedacht und wird in der de-
taillierten Ausführungspla-
nung berücksichtigt/darge-
stellt werden. Im Rahmen 
des Bebauungsplans gibt es 
keine Rechtsgrundlage für 
die Festsetzungen techni-
scher Ausführungsdetails.  
Das Entwässerungskonzept 
stellt die grundsätzliche 
Funktionalität/Machbarkeit 
dar. 
Es wurde zwischenzeitlich 
dahingehend weiterentwi-
ckelt, dass mit einem Rück-
staukanal anstatt mit einem 
Mulden-Rigolen-System ge-
arbeitet wird. Das Nieder-
schlagswasser wird in dem 
Rückstaukanal zwischenge-
speichert. 
Diese Anpassung des Ent-
wässerungskonzeptes be-
rührt die Grundzüge der Pla-
nung nicht und hat keine Än-
derung von Planinhalten zur 
Folge. 
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und dort zurückgehalten werden. Es ist 
planerisch darzustellen, dass Dritte nicht 
durch Oberflächenabflüsse im Lastfall 
Überflutung T = 30a gefährdet werden. 
 
• Für den Volumennachweis in den 
weiteren Planungsphasen ist nur das Vo-
lumen unter der niedrigsten Gelände-
höhe des Niederschlagswassersystems 
bzw. des Notüberlaufes anzusetzen, ins-
besondere wenn das Volumen der Rigo-
len angerechnet werden soll. 
 
• Für die unterirdischen Speicher-
systeme mit Gitterboxen wird empfohlen, 
entsprechende Reinigungsmöglichkeiten 
für die Wartung oder/und entsprechende 
Vorreinigungsanlagen vorzusehen, um 
einen dauerhaft ordnungsgemäßen Be-
trieb der Anlagen zu sichern.  
 
• Die Sohle des Speichersystems 
mit Gitterboxen muss sich oberhalb des 
Grundwasserspiegels befinden. Dies 
scheint nach derzeitigem Planungsstand 
gegeben. Es wird empfohlen am geplan-
ten Standort das RRB eine weitere Son-
dierung vorzunehmen, da sich der Stand-
ort im Erweiterungsbereich befindet und 
zum Zeitpunkt der Baugrunderkundung 
nicht Betrachtungsgegenstand des Gut-
achtens war. 
• Das Gesamtvolumen für den 
Lastfall Überflutung setzt sich aus dem 
unterirdischen Regenrückhalteraum in 
den Gitterboxen und dem oberhalb lie-
genden Regenrückhalteraum als offenes 
Becken zusammen. Gemäß textlicher 
Festsetzung im B-Plan Pkt. 5 ist die Re-
genrückhaltefläche mit Scheerrasen oder 
als extensive Wiese zu begrünen. Hier ist 
zusätzlich eine hydraulische Verbindung 
ausreichender Leistungsfähigkeit zwi-
schen den beiden Speicherkomponenten 
erforderlich. 
 

I-4.14 

• Berechnungen Regenrückhalte-/ 
Überflutungsvolumen 
Die Volumenberechnungen sind vom 
Grundsatz her zu bestätigen (vorbehalt-

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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lich des ggf. zu optimierenden Flächen-
ansatzes in Folge der zwischenzeitlichen 
Präzisierung des B Planentwurfes). 
KOSTRA 2010R-Werte wurden verwen-
det und der Planungszuschlag (Toleranz-
betrag) wurde berücksichtigt. 
 

I-4.15 

• In den weiteren Planungsstufen 
ist die Einleitung aus dem Gebiet in den 
Vorfluter bezüglich der Güte auf eine er-
forderliche Behandlung zu untersuchen 
(M 153-Betrachtung). 
 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
Der vorgebrachte Sachver-
halt ist nicht Gegenstand 
dieses Bauleitplanverfah-
rens. Die Hinweise sind bei 
der späteren Erschließung 
des Gebietes bzw. im späte-
ren Baugenehmigungsver-
fahren und bei der Bauaus-
führung zu beachten. 
 

H 

I-4.16 

B-Plan - Planzeichnung 
 
• Die private Grünfläche p1 ist als 
Fläche für die vorgesehene Regenrück-
haltung für die Lastfälle Bemessung (T = 
2a, erf. V= 265 m³ und Überflutung T = 
30a, erf. V= 622 m³) vorgesehen. Gemäß 
B-Plan, textliche Festsetzung Pkt. 5 ist 
aber nur die Errichtung von „bis zu 360 
m³ Regenrückhaltevolumen zulässig. 
Hier sind nach derzeitigen Planungs-
stand (Entwässerungskonzept) aber 622 
m³ Regenrückhaltevolumen erforderlich 
und entsprechend festzusetzen.  

Wird berücksichtigt. 
Das Entwässerungskonzept 
wurde angepasst. Es erfolgt 
die Ableitung des anfallen-
den Niederschlagswassers 
von den versiegelten Flä-
chen über einen Nieder-
schlagswasserkanal in einen 
Rückstaukanal und von dort 
gedrosselt über eine Nieder-
schlagswasserdruckleitung 
in das bestehende Leitungs-
netz der HWS GmbH. Somit 
dient die Regenrückhaltevor-
richtung auf der Grünfläche 
p1 zukünftig dem Überflu-
tungsfall. Es wird ein Rück-
haltevolumen von ca. 330 m³ 
erforderlich. Die festgesetz-
ten 360 m³ Regenrückhalte-
volumen innerhalb der priva-
ten Grünfläche p1 sind aus-
reichend. 
Die Überarbeitung des Ent-
wässerungskonzeptes be-
rührt die Grundzüge der Pla-
nung nicht und hat keine Än-
derung von Planinhalten zur 
Folge. 
 
 
 

X  
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I-4.17 

B-Plan Begründung 
 
• Pkt. 3 - Planverfahren/Ergebnisse 
der Beteiligungen - Berücksichtigung der 
Bedenken bei der Ableitung des zukünfti-
gen anfallenden Niederschlagswassers. 
Hier ist aus unserer Sicht eine Klarstel-
lung erforderlich: 
„ ...Dieser bindet dann an das beste-
hende Kanalnetz der Halleschen Wasser 
und Stadtwirtschaft (HWS) GmbH Rich-
tung Westen zum Sagisdorfer Park und 
in das vorhandenen Regenrückhaltebe-
cken als Vorflut zur Reide an. Das Re-
genrückhaltebecken wurde für den Be-
messungs- und den Überflutungsfall be-
rechnet…" 
Klarstellung: Es muss heißen: „Das ge-
plante Regenrückhaltebecken B-Plan 
196 wurde für den Bemessungs- und den 
Überflutungsfall berechnet." Diese Aus-
sage gilt nicht für das RRB „Am Sagis-
dorfer Park" und würde suggerieren, 
dass auch das Becken „Am Sagisdorfer 
Park" diesen hohen Ansprüchen genügt 
und die 10 l/s aus dem Bereich B-Plan 
196 noch aufnehmen kann. Dem ist nicht 
so. (siehe auch unten - Pkt. 7.5.2 Ent-
wässerung -Variante 4 der Entwässe-
rungskonzeption) 
 

Wird berücksichtigt.  
Der betreffende Abschnitt 
wurde in der Begründung 
anstatt unter Punkt 3 Plan-
verfahren/Ergebnisse der Be-
teiligungen - Berücksichti-
gung der Bedenken bei der 
Ableitung des zukünftigen an-
fallenden Niederschlagswas-
sers nun unter Punkt 7.5.2 
Entwässerung aufgenom-
men und klargestellt.  Die 
Formulierung lautet nun wie 
folgt: „Im Netz des Wohnge-
bietes „Sagisdorfer Park“ ist 
derzeit eine Durchleitkapazi-
tät von 10 l/s bis zum RRB 
vorhanden. Es werden eine 
Erhöhung der Einleitmenge 
um 10 l/s und die Umgestal-
tung der vorhandenen Dros-
seleinrichtung am RRB „Sa-
gisdorfer Park“ erforderlich. 
Für die Erhöhung der Einleit-
menge an der Einleitstelle 
des RRB „Sagisdorfer Park“ 
ist eine wasserrechtliche Er-
laubnis bei der unteren Was-
serbehörde in Abstimmung 
mit der HWS GmbH als Er-
laubnisinhaberin zu beantra-
gen. Mit der Erhöhung der 
Drossel ändert sich das Ver-
halten des bestehenden 
RRB „Sagisdorfer Park“ 
nicht. Die Durchleitung ist 
dann für das bestehende 
Niederschlagssystem neut-
ral. Es wurde in der gesam-
ten Berechnung und Ermitt-
lung der Bemessungs- und 
Überflutungsfall gemäß dem 
DWA-Arbeitsblatt 117 als 
Grundlage genommen. Da-
bei wurden auch die im Be-
bauungsplan festgesetzten 
Grundflächenzahlen mit den 
zulässigen Überschreitungen 
berücksichtigt sowie der Be-
messungsfall mit Überflu-
tungsnachweis berücksich-
tigt.  

X  
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Diese inhaltliche Überarbei-
tung der Begründung zum 
Bebauungsplan berührt die 
Grundzüge der Planung 
nicht und hat keine Ände-
rung von Planinhalten zur 
Folge. 

I-4.18 

• Pkt. 5.4 - Sonstige technische Inf-
rastruktur – Niederschlagswasser 
Hier ist von einer gedrosselten Einleit-
menge von 5 l/s in die Entwässerungsan-
lagen der HWS im Bereich „Am Sagis-
dorfer Park" die Rede. 
Das Entwässerungskonzept basiert aber 
auf der Möglichkeit der Ableitung von zu-
sätzlich 10 l/s in den Vorfluter Reide. Vo-
raussetzung für die Niederschlagsent-
wässerung ist zwingend die Erhöhung 

der Wasserrechtlichen Erlaubnis zur Ein-
leitung von Niederschlagswasser in die 
Reide an der vorhandenen Einleitstelle 
des RRB „Am Sagisdorfer Park". Die be-
nannten 5 l/s Einleitungskapazität sind so 
nicht vorhanden. Richtig ist dagegen, 
dass im Netz des Wohngebietes „Am Sa-
gisdorfer Park" lediglich eine Durchlei-
tungskapazität von 10 l/s bis zum dorti-
gen RRB besteht. 

Wird berücksichtigt. 
Die Begründung zum Bebau-
ungsplan wird im Punkt 7.5.2 
Entwässerung um die Erfor-
derlichkeit der Wasserrechtli-
chen Erlaubnis für die Erhö-
hung der Einleitmenge am 
bestehenden Regenrückhal-
tebecken Am Sagisdorfer 
Park ergänzt: „Im Netz des 
Wohngebietes „Am Sagis-
dorfer Park“ ist derzeit eine 
Durchleitkapazität von 10 l/s 
bis zum Regenrückhaltebe-
cken vorhanden. Es werden 
eine Erhöhung der Einleit-
menge um 10 l/s und die 
Umgestaltung der vorhande-
nen Drosseleinrichtung am 
Regenrückhaltebecken „Sa-
gisdorfer Park“ erforderlich. 
Für die Erhöhung der Einleit-
menge an der Einleitstelle ist 
eine wasserrechtliche Er-
laubnis bei der unteren Was-
serbehörde in Abstimmung 
mit der HWS GmbH als Er-
laubnisinhaberin zu beantra-
gen. Mit der Erhöhung der 
Drossel ändert sich das Ver-
halten des bestehenden 
RRB „Sagisdorfer Park“ 
nicht. Die Durchleitung ist 
dann für das bestehende 
Niederschlagssystem neut-
ral.“ 
Diese Ergänzung berührt die 
Grundzüge der Planung 
nicht und hat keine Ände-
rung von Planinhalten zur 
Folge. 
Laut Stellungnahme der Un-
teren Wasserbehörde (UWB) 
vom 01.03.2022 werden 

X  
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grundsätzlich keine Versa-
gensgründe für die Erhö-
hung der Ableitmenge um 10 
l/s gesehen. Die entspre-
chenden Anträge auf Ertei-
lung/Änderung der wasser-
rechtlichen Erlaubnis sind 
bei der UWB einzureichen. 
Damit kann die „interne Er-
schließung“ des Bebauungs-
plangebietes Nr. 196 von ei-
ner zulässigen Ableitmenge 
von 10 l/s aus dem Gebiet 
ausgehen. Der entspre-
chende Antrag wird mit dem 
hydraulischen Nachweis und 
in Abstimmung mit der Er-
laubnisinhaberin von der In-
vestorengruppe vorbereitet. 

I-4.19 

• Pkt. 7.4.1- Grünflächen -TF 5.0 
und Pkt. 7.5.2 Entwässerung -TF 5.0 
Die private Grünfläche p1 ist als Fläche 
für die Regenrückhaltung für die Lastfälle 
Bemessung (T = 2a, erf. V= 265 m³ und 
Überflutung T = 30a, erf. V= 622 m³) vor-
gesehen. Gemäß B-Plan, textliche Fest-
setzung Pkt. 5 ist aber nur die Errichtung 
von „bis zu 360 m³“ Regenrückhaltevolu-
men zulässig. Hier sind nach derzeitigem 
Planungsstand (Entwässerungskonzept) 
aber 622 m³ Regenrückhaltevolumen er-
forderlich und entsprechend festzuset-
zen. 
 
• Pkt. 7.5.2 Entwässerung - Vari-
ante 6 der Entwässerungskonzeption 
„...Es wird ein Speichervolumen von 357 
m³ für das Plangebiet erforderlich“ 
Diese Aussage ist falsch. Das Entwässe-
rungskonzept Variante 6 weist insgesamt 
622 m³ erforderliches Regenrückhaltevo-
lumen aus. Diese falsche Zahl 357 m³ 
bzw. 360 m³ wird mehrfach im Text ge-
nannt. 

Wird berücksichtigt. 
Das Entwässerungskonzept 
wurde angepasst. Es erfolgt 
die Ableitung des anfallen-
den Niederschlagswassers 
von den versiegelten Flä-
chen über einen Nieder-
schlagswasserkanal in einen 
Rückstaukanal und von dort 
gedrosselt über eine Nieder-
schlagswasserdruckrohrlei-
tung in das bestehende Lei-
tungsnetz der HWS GmbH 
anstatt mit einem Mulden-Ri-
golen-System. Somit dient 
die Regenrückhaltevorrich-
tung auf der Grünfläche p1 
zukünftig dem Überflutungs-
fall. Es wird ein Rückhaltevo-
lumen von ca. 330 m³ erfor-
derlich. Die festgesetzten 
360 m³ Regenrückhaltevolu-
men innerhalb der privaten 
Grünfläche p1 sind somit 
ausreichend. 
Diese Anpassung des Ent-
wässerungskonzeptes be-
rührt die Grundzüge der Pla-
nung nicht und hat keine Än-
derung von Planinhalten zur 
Folge. 
 

X 
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I-4.20 

• Pkt. 7.5.2 Entwässerung - Vari-
ante 4 der Entwässerungskonzeption 
„Das bestehende Drosselbauwerk am 
Reidebach ist auszutauschen, wobei 
eine Drossel mit höherem Leistungs-
durchsatz zu errichten ist (10 l/s zuzüg-
lich Bestandsdurchfluss).“ Die Aussage 
gilt ebenfalls für die Varianten 5 und 6 
und bedeutet eine Erhöhung der Einleit-
menge in den Vorfluter Reide. Das Ka-
nalnetz der HWS „Am Sagisdorfer Park“ 
hat lediglich eine Durchleitungskapazität 
von 10 l/s, die für das geplante B-Plange-
biet 196 genutzt werden kann. Die men-
genmäßige Vorflut ist für das geplante 
Gebiet erst durch die erforderliche Erhö-
hung der Einleitmengen in die Reide um 
die geplanten 10 l/s gegeben. Dies be-
darf der entsprechenden Wasserrechtli-
chen Erlaubnis und der beschriebenen 
baulichen Umgestaltung der derzeitigen 
Drosseleinrichtung am RRB „Am Sagis-
dorfer Park". Die Erhöhung der Wasser-
rechtlichen Erlaubnis ist damit Grundlage 
für die gesicherte niederschlagswasser-
seitige Erschließung des geplanten 
Wohngebietes nach dem Entwässe-
rungskonzept. 
Mit der Erhöhung der Drossel RRB „Am 
Sagisdorfer Park" um die 10 l/s Ableitung 
aus dem geplanten Gebiet B-Plan 196 
ändert sich das Verhalten des bestehen-
den RRB „Am Sagisdorfer Park" nicht. 
Die Durchleitung ist dann für das beste-
hende Niederschlagswassersystem neut-
ral (siehe Pkt. 3). 

Wird berücksichtigt. 
Die Begründung zum Bebau-
ungsplan wird im Punkt 7.5.2 
Entwässerung um die Erfor-
derlichkeit der Wasserrechtli-
chen Erlaubnis für die Erhö-
hung der Einleitmenge am 
bestehenden Regenrückhal-
tebecken Am Sagisdorfer 
Park ergänzt: „Im Netz des 
Wohngebietes „Am Sagis-
dorfer Park“ ist derzeit eine 
Durchleitkapazität von 10 l/s 
bis zum Regenrückhaltebe-
cken vorhanden. Es werden 
eine Erhöhung der Einleit-
menge um 10 l/s und die 
Umgestaltung der vorhande-
nen Drosseleinrichtung am 
Regenrückhaltebecken „Sa-
gisdorfer Park“ erforderlich. 
Für die Erhöhung der Einleit-
menge an der Einleitstelle ist 
eine wasserrechtliche Er-
laubnis bei der unteren Was-
serbehörde in Abstimmung 
mit der HWS GmbH als Er-
laubnisinhaberin zu beantra-
gen. Mit der Erhöhung der 
Drossel ändert sich das Ver-
halten des bestehenden 
RRB „Sagisdorfer Park“ 
nicht. Die Durchleitung ist 
dann für das bestehende 
Niederschlagssystem neut-
ral.“ 
Die Ergänzung der Begrün-
dung berührt die Grundzüge 
der Planung nicht und hat 
keine Änderung von Planin-
halten zur Folge. 
Laut Stellungnahme der Un-
teren Wasserbehörde (UWB) 
vom 01.03.2022 werden 
grundsätzlich keine Versa-
gensgründe für die Erhö-
hung der Ableitmenge um 10 
l/s gesehen. Die entspre-
chenden Anträge auf Ertei-
lung/Änderung der wasser-
rechtlichen Erlaubnis sind 
bei der UWB einzureichen. 

X  
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Damit kann die „interne Er-
schließung“ des B-Plange-
bietes 196 von einer zulässi-
gen Ableitmenge von 10 l/s 
aus dem Gebiet ausgehen. 
Der entsprechende Antrag 
wird mit dem hydraulischen 
Nachweis und in Abstim-
mung mit der Erlaubnisinha-
berin von der Investoren-
gruppe vorbereitet. 

I-4.21 

Plan allgemein 
 
• Nach dem Entwässerungskon-
zept soll das gesammelte Niederschlag-
wasser von Privatflächen und Straßen ei-
nem Mulden-Rigolen-System zugeführt 
und zeitverzögert in die Regenrückhalte-
anlage abgeführt werden. Nach dem Be-
legungsquerschnitt sind die Mulden Ri-
golen-Elemente beidseitig außerhalb des 
Straßenraumes angeordnet. Im B-Plan 
finden sich aber keine Flächenfestset-
zungen für diese Entwässerungstrassen 
außerhalb der Verkehrsräume. Nach Be-
bauungskonzept - Anlage 2 - sind diese 
Flächen als „Privatgärten" ausgewiesen. 
Damit sind die Entwässerungstrassen 
aus unserer Sicht nicht gesichert. Eben-
falls ist die Frage der Wartung und damit 
des dauerhaften Erhalts der Funktionsfä-
higkeit der Entwässerungsanlagen unse-
res Erachtens nicht geklärt. 

Wird berücksichtigt.  
Das Entwässerungskonzept 
wurde zwischenzeitlich da-
hingehend weiterentwickelt, 
dass anstatt eines Mulden-
Rigolen-Systems ein Nieder-
schlagswasserkanal und ein 
Rückstaukanal in den festge-
setzten Verkehrsflächen zu 
errichten ist. Die Verkehrsflä-
chen sind mit Geh-, Fahr- 
und Leitungsrechten zuguns-
ten der Ver- und Entsor-
gungsträger zu belasten. Die 
Erschließung ist somit gesi-
chert.  
Diese Anpassung des Ent-
wässerungskonzeptes be-
rührt die Grundzüge der Pla-
nung nicht und hat keine Än-
derung der Planinhalte zur 
Folge. 
 

X  

I-4.22 

• Zentraler Punkt für die gesicherte 
Erschließung des B-Plangebietes bezüg-
lich Niederschlagswasser ist die Geneh-
migungsfähigkeit der Erhöhung der Was-
serrechtlichen Erlaubnis zur Einleitung 
von Niederschlagswasser an der Einleit-
stelle „RRB Sagisdorfer Park" in die 
Reide um 10 l/s. Hierzu sind keine Aus-
sagen getroffen. Anderenfalls stehen 
keine Kapazitäten in den Anlagen der 
HWS zur Ableitung von Niederschlags-
wasser zur Verfügung. Damit wäre die 
Niederschlagswasserentsorgung nicht 
gesichert. 
 
 

Wird berücksichtigt. 
Die Begründung zum Bebau-
ungsplan wird im Punkt 7.5.2 
Entwässerung um die Erfor-
derlichkeit der Wasserrechtli-
chen Erlaubnis für die Erhö-
hung der Einleitmenge am 
bestehenden Regenrückhal-
tebecken Am Sagisdorfer 
Park ergänzt: „Im Netz des 
Wohngebietes „Am Sagis-
dorfer Park“ ist derzeit eine 
Durchleitkapazität von 10 l/s 
bis zum Regenrückhaltebe-
cken vorhanden. Es werden 
eine Erhöhung der Einleit-
menge um 10 l/s und die 

X  
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Umgestaltung der vorhande-
nen Drosseleinrichtung am 
Regenrückhaltebecken „Sa-
gisdorfer Park“ erforderlich. 
Für die Erhöhung der Einleit-
menge an der Einleitstelle ist 
eine wasserrechtliche Er-
laubnis bei der unteren Was-
serbehörde in Abstimmung 
mit der HWS GmbH als Er-
laubnisinhaberin zu beantra-
gen. Mit der Erhöhung der 
Drossel ändert sich das Ver-
halten des bestehenden 
RRB „Sagisdorfer Park“ 
nicht. Die Durchleitung ist 
dann für das bestehende 
Niederschlagssystem neut-
ral.“. 
Die Ergänzung der Begrün-
dung berührt die Grundzüge 
der Planung nicht und hat 
keine Änderung von Planin-
halten zur Folge. 
Laut Stellungnahme der Un-
teren Wasserbehörde (UWB) 
vom 01.03.2022 werden 
grundsätzlich keine Versa-
gensgründe für die Erhö-
hung der Ableitmenge um 10 
l/s gesehen. Die entspre-
chenden Anträge auf Ertei-
lung/Änderung der wasser-
rechtlichen Erlaubnis sind 
bei der UWB einzureichen. 
Damit kann die „interne Er-
schließung“ des Bebauungs-
plangebietes Nr. 196 von ei-
ner zulässigen Ableitmenge 
von 10 l/s aus dem Gebiet 
ausgehen. Der entspre-
chende Antrag wird mit dem 
hydraulischen Nachweis und 
in Abstimmung mit der Er-
laubnisinhaberin von der In-
vestorengruppe vorbereitet. 

I-4.23 

• Bebauungskonzept Anlage 2 - 
zul. Befestigung 
Die zulässige GRZ einschl. zul. Über-
schreitung erscheint als unrealistisch 

Ist bereits berücksichtigt.  
Das Bebauungskonzept ist 
im Gegensatz zur Planzeich-
nung nicht rechtsverbindlich. 

✔  
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niedrig für das angeführte Bebauungs-
konzept (Anlage 2). Dies widerspricht be-

reits teilweise der Festsetzung im B-Plan, 
wie Stichproben zeigen: 
 
Bsp. 1 - Doppelhaushälfte im TG 1.2 
 
 
• zul. Befestigung (GRZ 0,4 + 25% 
Überschreitung) = 50% 
• rot/grau: bef. Fläche einschl. Zu-
fahrt und seitl. Zugang zum Eingang = 
133 m² 
• blau: Grundstücksfläche = 246 m² 
• resultierender Befestigungsgrad: 
54% > zul. 50% 
• Damit wird der zulässige Befesti-
gungsgrad bereits überschritten. Die Flä-
chenannahmen enthalten noch nicht ein-
mal befestigte Stellplätze für die Müllbe-
hälter. 
 
• zul. Befestigung (GRZ 0,4 + 25% 
Überschreitung) = 50% 
• rot/ grau: bef. Fläche einschl. Zu-
fahrt und seitl. Zugang zum Eingang = 
133 m² 
• blau: Grundstücksfläche = 265 m² 
• resultierender Befestigungsgrad: 
50% = zul. 50% 
• Damit wird der zulässige Befesti-
gungsgrad bereits voll ausgelastet. Die 
Flächenannahmen enthalten noch nicht 
einmal befestigte Stellplätze für die Müll-
behälter. Dies würde bereits zur unzuläs-
sigen Überschreitung führen. 

Die dargestellte Grund-
stücksparzellierung ist nicht 
verbindlich. 
In der Entwässerungskon-
zeption zum Bebauungsplan 
wurden die zulässigen 
Grundflächenzahlen (GRZ) 
und deren Überschreitungs-
möglichkeiten berücksichtigt. 
Auf der Grundlage des Ent-
wässerungskonzeptes mit 
den begrenzten Möglichkei-
ten der Regenwasserversi-
ckerung wurde zum Entwurf 
die GRZ bzw. deren Über-
schreitungsmöglichkeiten im 
Vergleich zum Vorentwurf 
auf 25 % der zulässigen 
Grundfläche bereits redu-
ziert. Es ist richtig, dass eine 
Versiegelung, wie in diesem 
Bereich des Bebauungskon-
zeptes dargestellt, so nicht 
mehr umsetzbar ist. Das Be-
bauungskonzept diente vor-
rangig den Bürgern während 
der öffentlichen Auslegung 
zur Veranschaulichung der 
städtebaulichen Konzeption. 
Es wurde hinsichtlich der re-
duzierten GRZ seit dem Vor-
entwurf jedoch nicht noch 
einmal angepasst. Maßgeb-
lich für die Bebauung im 
Plangebiet sind die Festset-
zungen des Bebauungspla-
nes. 
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Üblicher Weise werden auch noch Gerä-
tehäuschen für Gartengeräte benötigt. 
Damit ist eine Überschreitung der zuläs-
sigen Befestigung/Bebauung (einschl. 
zulässiger Überschreitung) zukünftig 
beim derzeit avisierten Bebauungskon-
zept vorprogrammiert bzw. zu erwarten. 
Bebauungskonzept und B-Plan passen 
nicht zusammen. 

I-4.24 

Stellungnahme der Abteilung Behäl-
terentsorgung/Sperrmüllentsorgung 
vom 07.05.2021 
 

Wird berücksichtigt. 
Der Verweis auf die Abfall-
wirtschaftssatzung sowie die 
Herleitung der Flächengröße 

X  
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nach Prüfung aller Dokumente kommen 
wir zu folgender Stellungnahme: 
 
Da wir auf dem Bebauungsplan keine ge-
kennzeichneten Flächen für Müllstand-
plätze erkennen können, bitten wir das 
Ingenieurbüro folgende Vorschriften laut 
Abfallwirtschaftssatzung der Stadt Halle 
(Saale) (AbfWS) zu beachten: 
Entsprechend der Abfallwirtschaftssat-
zung Halle (Saale) (AbfWS) § 6 Abs. 1 
Anschluss- und Benutzungszwang ist ein 
Grundstückseigentümer verpflichtet, sein 
Grundstück an die öffentliche Abfallent-
sorgung anzuschließen. Über dies müs-
sen die Müllstandplätze nach den Anfor-
derungen gemäß § 26 Abs. 7 Bereitstel-
lung und Abfuhr der Abfallbehälter am 
Abfuhrtag, Standplätze Anlage 3 der Ab-
fWS Halle (Saale) geplant und errichtet 
werden. 
 

für den Müllstandort wird un-
ter Pkt. 7.5.5 Fläche für die 
Abfallentsorgung § 9 Abs. 1 
Nr. 12 BauGB ergänzt. Die 
Ergänzung der Begründung 
berührt die Grundzüge der 
Planung nicht und hat keine 
Änderung von Planinhalten 
zur Folge. 
 
 

I-4.25 
 

Des Weiteren weisen wir darauf hin, 
dass die Verkehrsflächen großzügig zu 
planen und zu bemessen sind, sodass 
eine Straßenführung entsprechend den 
Vorgaben der DGUV Vorschrift 43 (bis-
her BGV C27) - Müllbeseitigung möglich 
ist. Obendrein bitten wir Sie, die DGUV 
Information 214-033 (bisher BGI 5104) 
„Sicherheitstechnische Anforderungen an 
Straßen und Fahrwege für die Sammlung 
von Abfällen" in Ihre Stellungnahme mit-
einzubinden. In dieser DGUV Information 
sind die einschlägigen Anforderungen an 
Straßen (Breiten, Durchfahrtshöhen, 
Wendeanlagen, Tragfähigkeit) für den si-
cheren Betrieb von Abfallsammelfahrzeu-
gen zusammengetragen. 
 
Wir heben hervor, dass bei der Entste-
hung der Müllstandplätze, die Hallesche 
Wasser und Stadtwirtschaft GmbH, Ab-
teilung Behälterentsorgung/Sperrmüllent-
sorgung, miteinzubeziehen ist. Nimmt 
das zuständige Ingenieurbüro keinen 
Kontakt mit der Halleschen Wasser und 
Stadtwirtschaft GmbH auf, behalten wir 
uns vor, den Müllstandplatz mit Abspra-
che des Fachbereichs Umwelt der Stadt 

Ist bereits berücksichtigt. 
Die Anfahrbarkeit für die 
Müllentsorgung in Bezug auf 
die Dimensionierung der Ver-
kehrsflächen ist gewährleis-
tet. Weitere Details werden 
mit der Erschließungs- und 
Objektplanung gelöst. In der 
Begründung unter Punkt 
7.5.5 Fläche für die Abfallent-
sorgung § 9 Abs. 1 Nr. 12 
BauGB steht: „Bei den ge-
planten Kurvenradien der Er-
schließungsstraßen werden 
die Schleppkurven eines 3-
achsigen Müllfahrzeugs als 
Bemessungsfahrzeug zu 
Grunde gelegt. Die festge-
setzten privaten Verkehrsflä-
chen ermöglichen das Her-
stellen von Erschließungsan-
lagen, in denen die Anfahr-
barkeit für die Entsorgungs-
fahrzeuge gesichert ist…“ 
In der Planzeichnung ist im 
südöstlichen Kurvenbereich 
des Erschließungsringes die 
Sammelfläche für die Abfall-
behälter eingeordnet. 

✔  
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Halle (Saale) nach der Abfallwirtschafts-
satzung der Stadt Halle (Saale) (AbfWS) 
baulich ändern zu lassen.  
Ferner bitten wir Sie nach Fertigstellung 
Ihrer Stellungnahme, der Abteilung Be-
hälterentsorgung/Sperrmüllentsorgung, 
ein Duplikat zur Verfügung zu stellen.  
Bei Fragen kontaktieren Sie bitte Herrn 
… unter Tel. (0345) …oder per E-Mail … 

Durch die betroffene Anwoh-
nerschaft werden die Müll-
container auf der Abfall-Auf-
stellfläche am Abholtag kon-
zentriert. In der Begründung 
unter Punkt 7.5.5 Fläche für 
die Abfallentsorgung wird auf 
diesen Sachverhalt einge-
gangen. Die weitere Planung 
erfolgt im Rahmen der Bau-
ausführung. 
Der vorgebrachte Sachver-
halt führt nicht zu Änderun-
gen oder Ergänzungen von 
Planinhalten und/oder der 
Begründung des Bebau-
ungsplans, weil der Sachver-
halt darin bereits ausrei-
chend berücksichtigt ist. 

I-5. 

Mitteldeutsche Netzgesellschaft Gas 
mbH 
Standort Markleeberg 
06006 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 08.06.2021 

 

  

 

Ihre Anfrage ist bei uns eingegangen und 
wurde unter folgender Nummer regis-
triert. 
Vorgang-Nr.: TG-V88482 
Nach der Durchsicht der von Ihnen ein-
gereichten Unterlagen konnten wir fest-
stellen, dass sich in dem von Ihnen aus-
gewiesenen Planungsbereich keine Ver-
sorgungsanlagen unseres Unternehmens 
befinden, weshalb wir Ihrer Maßnahme 
ohne Auflagen uneingeschränkt zustim-
men. Da unser Anlagenbestand ständi-
gen Änderungen und Erweiterungen un-
terliegt, hat diese Stellungnahme eine 
Gültigkeit von 2 Jahren ab Ausstellungs-
datum. 
Die Erkundigungspflicht der bauausfüh-
renden Firma bleibt von diesem Schrei-
ben unberührt. Bei Fragen stehen wir 
Ihnen gern zur Verfügung. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
 

  

I-6. 

Mitteldeutsche Netzgesellschaft Strom 
mbH 
Postfach 200953 
06110 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 28.05.2021 
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I-6.1 

in Bezug auf Ihre oben genannte Anfrage 
teilen wir Ihnen mit, dass sich im angege-
benen Bereich keine Netzanlagen der 
envia Mitteldeutsche Energie AG (en-
viaM), der Mitteldeutschen Netzgesell-
schaft Strom mbH (MITNETZSTROM) 
sowie keine Telekommunikationsanlagen 
der envia TEL GmbH (enviaTEL) befin-
den, für die MITNETZ STROM im Auftrag 
der Anlagen- und Leitungseigentümer 
die entsprechenden Auskünfte zur Lage 
und zu Sicherheitsbestimmungen erteilt. 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
 

  

I-6.2 

Wir weisen darauf hin, dass Versor-
gungsleitungen jederzeit Änderungen 
bzw. Erweiterungen unterworfen sein 
können. Bedarfsanmeldungen und damit 
verbundene Leistungserhöhungen erfor-
dern oftmals kurzfristige Veränderungen 
dieser Netzanlagen. Die bauausführende 
Firma hat rechtzeitig die aktuelle Aus-
kunft über den Leitungsbestand (Schacht 
schein) per Online-Zugriff auf unserem 
Internetportal einzuholen: 
https://www.mitnetz-strom.de/onIine-ser-
vices/ plan--schachtscheinauskunft  
Nach einmaliger Registrierung wird der 
Zugriff auf den Leitungsbestand zur Ver-
fügung gestellt. 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
Der vorgebrachte Sachver-
halt ist nicht Gegenstand des 
Bauleitplanverfahrens. Er ist 
inhaltlich nicht relevant oder 
er ist Sache anderer oder 
späterer Genehmigungs-  
oder Planverfahren, oder 
dieser Bauleitplan steht einer 
entsprechenden Realisie-
rung nicht entgegen. 

H 

I-7. 

GDMcom GmbH  
Maximilianallee 4 
04129 Leipzig 
 
Stellungnahme vom 03.05.2021 

 

  

I-7.1 

bezugnehmend auf Ihre oben ge-
nannte/n Anfrage(n), erteilt GDMcom 
Auskunft zum angefragten Bereich für 
die folgenden Anlagenbetreiber: 
 
Erdgasspeicher Peissen GmbH; Haupt-
sitz: Halle, Betroffenheit: nicht betroffen; 
Anhang: Auskunft Allgemein 
 
Ferngas Netzgesellschaft mbH (Netzge-
biet Thüringen-Sachsen); Hauptsitz: 
Schwaig b. Nürnberg; Betroffenheit: nicht 
betroffen; Anhang: Auskunft Allgemein 
 
ONTRAS Gastransport GmbH; Haupt-
sitz: Leipzig; Betroffenheit: nicht betrof-
fen; Anhang: Auskunft Allgemein 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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VNG Gasspeicher GmbH; Hauptsitz: 
Leipzig; Betroffenheit: nicht betroffen; 
Anhang: Auskunft Allgemein 
 
Diese Auskunft gilt nur für den dargestell-
ten Bereich und nur für die Anlagen der 
vorgenannten Unternehmen, so dass 
noch mit Anlagen weiterer Betreiber ge-
rechnet werden muss, bei denen weitere 
Auskünfte einzuholen sind! 
 
Bitte prüfen Sie, ob der dargestellte Be-
reich den Ihrer Anfrage enthält. 

I-7.2 

Anhang - Auskunft Allgemein 
 
zum Betreff: Bebauungsplan Nr. 196 
"Wohnbebauung am Reideanger" Ent-
wurf Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB 
 
Reg.-Nr.: 03681/21 
PE-Nr.: 03681/21 
 
ONTRAS Gastransport GmbH 
Ferngas Netzgesellschaft mbH (Netzge-
biet Thüringen-Sachsen)  
VNG Gasspeicher GmbH 
Erdgasspeicher Peissen GmbH 
 
Im angefragten Bereich befinden sich 
keine Anlagen und keine zurzeit laufen-
den Planungen der/s oben genannten 
Anlagenbetreiber/s. Wir haben keine Ein-
wände gegen das Vorhaben. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-7.3 

Auflage: Sollte der Geltungsbereich bzw. 
die Planung erweitert oder verlagert wer-
den oder der Arbeitsraum die dargestell-
ten Planungsgrenzen überschreiten, so 
ist es notwendig, eine erneute Anfrage 
durchzuführen. Sofern im Zuge des o.g. 
Vorhabens Baumaßnahmen vorgesehen 
sind, hat durch den Bauausführenden 
rechtzeitig – also mindestens 6 Wochen 
vor Baubeginn – eine erneute Anfrage zu 
erfolgen. 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
Der vorgebrachte Sachver-
halt ist nicht Gegenstand des 
Bauleitplanverfahrens. Er ist 
inhaltlich nicht relevant oder 
er ist Sache anderer oder 
späterer Genehmigungs-  
oder Planverfahren, oder 
dieser Bauleitplan steht einer 
entsprechenden Realisie-
rung nicht entgegen. 

H 

I-7.4 

Weitere Anlagenbetreiber 
 
Bitte beachten Sie, dass sich im ange-
fragten Bereich Anlagen Dritter befinden 
können, für die GDMcom für die Auskunft 
nicht zuständig ist. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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I-8. 

Gascade Gastransport GmbH 
Kölnische Straße 108-112 
34119 Kassel 
 
Stellungnahme vom 17.05.2021 

 

  

 

wir danken für die Übersendung der Un-
terlagen zu o. g. Vorhaben. 
 
Wir antworten Ihnen zugleich auch im 
Namen und Auftrag der Anlagenbetreiber 
WINGAS GmbH, NEL Gastransport 
GmbH sowie OPAL Gastransport GmbH 
& Co. KG. 
 
Nach Prüfung des Vorhabens im Hinblick 
auf eine Beeinträchtigung unserer Anla-
gen teilen wir Ihnen mit, dass unsere An-
lagen zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht 
betroffen sind. Dies schließt die Anlagen 
der v. g. Betreiber mit ein. 
 
Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass 
sich Kabel und Leitungen anderer Betrei-
ber in diesem Gebiet befinden können. 
Diese Betreiber sind gesondert von 
Ihnen zur Ermittlung der genauen Lage 
der Anlagen und eventuellen Auflagen 
anzufragen. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
 

  

I-9. 

50Hertz Transmission GmbH 
TG Netzbetrieb 
Heidestraße 2 
10557 Berlin 
 
Stellungnahme vom 07.05.2021 

 

  

 

Ihr Schreiben haben wir dankend erhal-
ten. 
 
Nach Prüfung der Unterlagen teilen wir 
Ihnen mit, dass sich im Plangebiet der-
zeit keine von der 50Hertz Transmission 
GmbH betriebenen Anlagen (z. B. Hoch-
spannungsfreileitungen und -kabel, Um-
spannwerke, Nachrichtenverbindungen 
sowie Ver und Entsorgungsleitungen) 
befinden oder in nächster Zeit geplant 
sind. 
 
Diese Stellungnahme gilt nur für den an-
gefragten räumlichen Bereich und nur für 
die Anlagen der 50Hertz Transmission 
GmbH. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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I-10. 

Hallesche Verkehrs-AG (HAVAG) 
Postfach 200658 
06007 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 10.05.2021 

 

  

 

wir nehmen Bezug auf Ihr Schreiben 
vom 28.04.2021 und die uns übergebe-
nen Unterlagen zum Bebauungsplan Nr. 
196 „Wohnbebauung am Reideanger". 
Hiermit erhalten Sie unsere Stellung-
nahme. 
 
Seitens der HAVAG bestehen keine Be-
denken/Ergänzungen: 

- Plangebiet ist umfasst von beste-
hender Bebauung mit Zugang 
zum ÖPNV  

- Plangebiet erzeugt keine rele-
vanten Verkehrsströme. Schall 
etc. 

Im Bereich dieses B-Planes liegen keine 
Kabel und Leitungen der HAVAG. 
Bei Rückfragen stehen wir Ihnen gern 
zur Verfügung. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
 

  

I-11. 

Handwerkskammer 
Halle (Saale) 
Postfach 110355 
06017 Halle (Saale) 

 

  

 

Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 

Die Abwägungsentschei-
dung entfällt. 
Es sind keine Belange dieses 
Trägers öffentlicher Belange 
bekannt, die für die Rechtmä-
ßigkeit der Abwägung von 
Bedeutung sind und ent-
scheidenden Einfluss auf die 
Weiterbearbeitung haben 
könnten. 

  

I-12. 

Industrie- und Handelskammer Halle-
Dessau 
06077 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 14.06.2021 

 

  

 

die Industrie- und Handelskammer Halle-
Dessau hat die vorliegenden Unterlagen 
zum B-Plan Nr. 196 zur geplanten Wohn-
bebauung am Reideanger hinsichtlich 
der durch sie zu vertretenden Belange 
geprüft. 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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Derzeit bestehen seitens der Industrie- 
und Handelskammer Halle-Dessau keine 
Anregungen und Hinweise. 

I-13. 

Landesamt für Vermessung und 
Geoinformation Sachsen-Anhalt 
Neustädter Passage 15 
06122 Halle (Saale) 
 

 

  

 

Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 

 

Die Abwägungsentschei-
dung entfällt. 
Es sind keine Belange dieses 
Trägers öffentlicher Belange 
bekannt, die für die Rechtmä-
ßigkeit der Abwägung von 
Bedeutung sind und ent-
scheidenden Einfluss auf die 
Weiterbearbeitung haben 
könnten. 

  

I-14. 

Landesamt für Denkmalpflege und 
Archäologie Sachsen-Anhalt 
Landesmuseum für Vorgeschichte 
Richard-Wagner-Straße 9 
06114 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 11.05.2021 

 

  

I-14.1 

Zu dem o. g. Vorhaben ergibt sich aus 
Sicht der archäologischen Denkmal-
pflege folgende Stellungnahme: 
Nach derzeitiger fachlicher Einschätzung 
des LDA bestehen gegen das geplante 
Vorhaben keine Einwände. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-14.2 

Bitte weisen Sie die bauausführenden 
Betriebe grundsätzlich auf die gesetzli-
che Meldepflicht im Falle unerwartet frei-
gelegter archäologischer Kulturdenkmale 
hin. 
Nach § 9 (3) des Denkmalschutzgeset-
zes für Sachsen-Anhalt sind Befunde mit 
den Merkmalen eines Kulturdenkmals bis 
zum Ablauf einer Woche nach der An-
zeige unverändert zu lassen. Eine wis-
senschaftliche Untersuchung durch das 
o. g. Landesamt oder von ihm Beauf-
tragte ist zu ermöglichen. Innerhalb die-
ses Zeitraumes wird über das weitere 
Vorgehen entschieden. 
 

Ist bereits berücksichtigt. 
Ein entsprechender Hinweis 
findet sich in der Begründung 
zum Bebauungsplan unter 
Punkt 7.7.2 Nachrichtliche 
Übernahmen § 9 Abs. 6 
BauGB. Der vorgebrachte 
Sachverhalt führt nicht zu 
Änderungen oder Ergänzun-
gen von Planinhalten und/o-
der der Begründung des Be-
bauungsplans, weil der 
Sachverhalt darin bereits 
ausreichend berücksichtigt 
ist. 
 

✔  

I-14.3 
Das Vorhaben ist mit den Zielen der ar-
chäologischen Denkmalpflege vereinbar 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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unter Einhaltung von § 14 Denkmal-
schutzgesetz. Als Bearbeiter steht Ihnen 
…, Tel. …, zur Verfügung. 

I-15. 

Landesamt für Verbraucherschutz 
Sachsen-Anhalt 
Dezernat 57 
Gewerbeaufsicht Süd 
Postfach 110434  
06018 Halle (Saale) 
 

 

  

 

Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 

Die Abwägungsentschei-
dung entfällt. 
Es sind keine Belange dieses 
Trägers öffentlicher Belange 
bekannt, die für die Rechtmä-
ßigkeit der Abwägung von 
Bedeutung sind und ent-
scheidenden Einfluss auf die 
Weiterbearbeitung haben 
könnten. 

  

I-16. 

Landesstraßenbaubehörde 
Regionalbereich Süd 
An der Fliederwegkaserne 21 
06130 Halle (Saale) 
 

 

  

 

Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 
 
 

Die Abwägungsentschei-
dung entfällt. 
Es sind keine Belange dieses 
Trägers öffentlicher Belange 
bekannt, die für die Rechtmä-
ßigkeit der Abwägung von 
Bedeutung sind und ent-
scheidenden Einfluss auf die 
Weiterbearbeitung haben 
könnten. 

  

I-17. 

Landesamt für Geologie und Bergwe-
sen Sachsen-Anhalt 
Postfach 156 
06035 Halle / Saale  
 
Stellungnahme vom 07.06.2021 

 

  

I-17.1 
 

mit Schreiben vom 28.04.2021 baten Sie 
das Landesamt für Geologie und Berg-
wesen Sachsen-Anhalt (LAGB) um eine 
Stellungnahme zum vorliegenden Ent-
wurf des o.g. Bebauungsplanes der 
Stadt Halle. 
Das LAGB hatte bereits mit Schreiben 
vom 14.01.2020, Unser Zeichen: 32.22-
34290-3026/2019-851/2020 eine Stel-
lungnahme zum Vorentwurf abgegeben. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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Inhalt der Stellungnahme 
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berück-
sichtigt 

J N 

Durch die zuständigen Fachdezernate 
der Bereiche Geologie und Bergbau des 
LAGB erfolgten nochmals Prüfungen 
zum o.g. Bebauungsplan, um Sie auf 
mögliche geologische/ bergbauliche Be-
einträchtigungen hinweisen zu können. 
Aus den Bereichen Geologie und Berg-
wesen kann Ihnen folgendes mitgeteilt 
werden: 
Bergbau 
Für den Entwurf des Bebauungsplans er-
geben sich keine neuen Hinweise. Un-
sere Aussagen zum Vorentwurf bleiben 
weiterhin gültig. D.h.: Im Bereich des 
nachgefragten Planungsgebietes beste-
hen keine bergbaulichen Beschränkun-
gen die den Maßgaben des Bundesberg-
gesetzes unterliegen. 
Hinweise auf mögliche Beeinträchtigun-
gen durch umgegangenen Altbergbau 
liegen dem Landesamt für Geologie und 
Bergwesen Sachsen-Anhalt für den B-
Planbereich ebenfalls nicht vor. 
 
Bearbeiter: Herr … (0345 - …) 
Geologie 
Aus geologischer Sicht gibt es zum Ent-
wurf nach derzeitigem Kenntnisstand des 
LAGB keine Bedenken oder weiteren 
Hinweise. 
 
Bearbeiterin: Frau … (0345 -…) 

I-18. 

Landesverwaltungsamt Sachsen-An-
halt 
Postfach 200256 
06003 Halle (Saale) 
 
Stellungnahmen vom 10.05.2021; 
10.05.2021; 11.05.2021; 10.06.2021;  
Stellungnahmen anderer Referate liegen 
nicht vor. 

 

  

I-18.1 

Referat 407 - Naturschutz, Land-
schaftspflege, Bildung für nachhal-
tige Entwicklung 
 

Stellungnahme vom 10.05.2021 
 
hiermit übersende ich Ihnen die Stel-
lungnahme des Referates 407 zum o. g. 
Bebauungsplan: 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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lfd. Nr. 
Stel-
lung-

nahme 

Inhalt der Stellungnahme 
Beschlussvorschlag mit  
Begründung/Erläuterung 

 
berück-
sichtigt 

J N 

Die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege für den hier benann-
ten Bebauungsplan vertritt die Natur-
schutzbehörde der Stadt Halle (Saale). 
Hinweis: 
Umweltschadensgesetz und Arten-
schutzrecht sind zu beachten. Ich ver-
weise in diesem Zusammenhang insbe-
sondere auf § 19 BNatSchG i.V.m. dem 
Umweltschadensgesetz (vom 10. Mai 
2007, BGBl. Teil I S. 666) sowie auf die 
§§ 44 und 45 BNatSchG. 

I-18.2 

Referat 404 – Wasser 
 

Stellungnahme vom 11.05.2021 
 
ich teile Ihnen mit, dass mit dem Bebau-
ungsplan Nr. 196 "Wohnbebauung am 
Reideanger" keine wahrzunehmenden 
Belange in Zuständigkeit des Referates 
404 -Wasser - berührt werden. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-18.3 

Referat Immissionsschutz, Chemikali-
ensicherheit, Gentechnik, Umweltver-
träglichkeitsprüfungen 
Obere Immissionsschutzbehörde 
 

Stellungnahme vom 10.06.2021  

 

Aus Sicht der Oberen Immissions-
schutzbehörde bestehen zum Planent-
wurf keine Bedenken in Bezug auf die 
von unserem Zuständigkeitsbereich er-
fassten Belange. In der unmittelbaren 
Umgebung und im Geltungsbereich be-
finden sich keine Anlagen, die nach dem 
BImSchG genehmigungsbedürftig sind 
und für deren Überwachung das Lan-
desverwaltungsamt zuständig ist. 
Auf mögliche Auswirkungen im Plange-
biet durch Verkehrslärm wird in der Be-
gründung zum Bebauungsplan hinge-
wiesen. Einer Überschreitung der Im-
missionsrichtwerte der TA- Lärm bzw. 
der schalltechnischen Orientierungs-
werte der DIN 18005 nachts kann durch 
eine entsprechende Gestaltung der Um-
fassungsbauteile bzw. Anordnung 
schutzbedürftiger Räume entgegenge-
wirkt werden. Nach Absprache mit der 
Unteren Immissionsschutzbehörde ist 

Ist bereits berücksichtigt. 
In der Planzeichnung wurde 
bereits die textliche Festset-
zung TF 9.0 Maßnahmen 
zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen im 
Sinne des Bundesimmissi-
onsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 
1 Nr. 24 BauGB) aufgenom-
men. 
In der Begründung zum Be-
bauungsplan ist der Sachver-
halt unter Punkt 7.6.1 Lärm 
und im Teil B- Umweltbe-
lange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 
BauGB unter Punkt 2.3.2 
Weitere umweltbezogene 
Maßnahmen bereits berück-
sichtigt. 

✔  
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berück-
sichtigt 

J N 

eine entsprechende textliche Festset-
zung in den Bebauungsplan aufgenom-
men worden. 

I-19. 

Landesbetrieb Bau- und Liegen-
schaftsmanagement Sachsen-Anhalt 
An der Fliederwegkaserne 21 
06130 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 28.05.2021 

 

  

I-19.1 

nach Prüfung der eingereichten Unterla-
gen teile ich mit, dass von Seiten des 
Landesbetriebes Bau- und Liegen-
schaftsmanagement Sachsen-Anhalt, 
Technisches Büro Halle, keine Beden-
ken gegen den oben genannten Bebau-
ungsplan bestehen, soweit eine Prüfung 
erfolgen konnte. 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-19.2 

Folgende Flurstücke sind weder im 
Grundbuch noch beim Landesamt für 
Vermessung und Geoinformation exis-
tent: 
Gemarkung Reideburg, Flur 2, Flurstü-
cke 37/6 und 37/12.  

Wird berücksichtigt. 
Eine Änderung der Flur-
stücksnummern ist durch 
Neuvermessung in Folge ei-
ner Grundstücksteilung er-
folgt. Zum Zeitpunkt der Pla-
nerstellung für den Entwurf 
war noch keine Aktualisie-
rung der Liegenschaftsaus-
kunft der Stadt Halle (Saale) 
erfolgt. Zwischenzeitlich ist 
die Aktualisierung der Kar-
tengrundlage erfolgt und 
wird in die Planzeichnung 
übernommen. Dadurch erge-
ben sich neue Flurstücks-
nummern sowie eine gering-
fügige Abweichung der Gel-
tungsbereichsgrenze auf-
grund des nach der Grund-
stücksteilung des Flurstü-
ckes 37/12 geringfügig ab-
weichenden Verlaufs der 
südlichen Flurstücksgrenze 
des neuen Flurstücks 322. 
Grundzüge der Planung und 
weitere Planinhalte bleiben 
davon unberührt. Das Land 
Sachsen-Anhalt ist von kei-
nem der betroffenen Grund-
stücke Eigentümer. 

X  



Bebauungsplan Nr. 196 „Wohnbebauung am Reideanger“ 

Abwägungsbeschluss  07. März 2022 

 

40 

lfd. Nr. 
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berück-
sichtigt 
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I-20. 

Ministerium für Landesentwicklung 
und Verkehr des Landes Sachsen-An-
halt 
Referat 24  
Postfach 3653 
39011 Magdeburg 
 
Stellungnahme vom 08.06.2021 

 

  

I-20.1 

Die Stadt Halle (Saale) beabsichtigt, das 
ca. 2,0 ha große Gebiet des ehemaligen 
Nutztiergartens westlich der Schneeber-
ger Straße und nördlich der Wohnbe-
bauung entlang der Oelsnitzer Straße 
im Stadtteil Reideburg städtebaulich neu 
zu ordnen und zu entwickeln. Die Ge-
bäude sowie die baulichen Nebenanla-
gen wurden zurückgebaut. Die nun 
brachliegende Fläche soll einer neuen 
Nutzung zugeführt werden und als All-
gemeines Wohngebiet mit Ein- und 
Zweifamilienhäusern entwickelt werden. 
 
Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens 
wurden der obersten Landesentwick-
lungsbehörde mit Schreiben vom 
28.04.2021 die Unterlagen zum Entwurf 
des Bebauungsplanes Nr. 196 „Wohn-
bebauung am Reideanger" mit Stand 
30.11.2020 übersandt. 
 
Bereits zu dem Vorentwurf des o.g. 
raumbedeutsamen Bebauungsplanes 
Nr. 196 wurde eine landesplanerische 
Abstimmung durchgeführt. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-20.2 

Nach Prüfung des Vorentwurfes des Be-
bauungsplanes Nr. 196 „Wohnbebauung 
am Reideanger" wurde unter Bezug auf 
§ 13 LEntwG am 17.01.2020 festge-
stellt, dass das Vorhaben nicht raumbe-
deutsam ist. Auswirkungen des Vorha-
bens auf planerisch gesicherte Raum-
funktionen sind nicht erkennbar. Eine 
landesplanerische Abstimmung ist da-
her nicht erforderlich. 
 
Nach Prüfung des mir nun vorliegenden 
Entwurfes stelle ich fest, dass sich an 
den Zielen und Gründen der Planung 
gegenüber dem bisher beurteilten Vor-
entwurf nichts geändert hat. Von daher 
behält die am 17.01.2020 abgegebene 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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berück-
sichtigt 

J N 

Stellungnahme ihre Gültigkeit. Der Be-
bauungsplans Nr. 196 „Wohnbebauung    
am Reideanger" ist nicht raumbedeut-
sam. 

I-20.3 

Mit dieser Stellungnahme wird den vor-
geschriebenen Genehmigungs- und Zu-
lassungsverfahren nicht vorgegriffen 
und es werden weder öffentlich-rechtli-
che noch privatrechtliche Zustimmungen 
und Gestattungen erteilt. Über den wei-
teren Verlauf des Genehmigungsverfah-
rens bitte ich die oberste Landesent-
wicklungsbehörde zu informieren. 
 
Hinweis zur Datensicherung 
Die oberste Landesentwicklungsbe-
hörde führt gemäß § 16 Landesentwick-
lungsgesetz Sachsen  Anhalt das 
Raumordnungskataster (ROK) des Lan-
des Sachsen-Anhalt. Die Erfassung aller 
in Kraft gesetzten Bauleitpläne und 
städtebaulichen Satzungen ist u. a. Be-
standteil des ROK. Ich bitte Sie daher, 
mich von der Genehmigung/Bekanntma-
chung der o. g. Bauleitpläne und städte-
baulichen Satzungen durch Übergabe 
einer Kopie der Bekanntmachung und 
der in Kraft getretenen Planung ein-
schließlich der Planbegründung in 
Kenntnis zu setzen. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-21. 

Polizeirevier Halle (Saale) 
An der Fliederwegkaserne 17 
06130 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 25.05.2021 

 

  

I-21.1 

Die durch das Polizeirevier Halle zu be-
urteilenden Belange der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung im Stadtgebiet 
Halle sind ausreichend berücksichtigt 
worden. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
   

I-21.2 

Fachliche Stellungnahme: 
Das Vorhaben befindet sich teilweise im 
kampfmittelbelasteten Bereich (ehemali-
ges Bombenabwurfgebiet) siehe beilie-
gender Kartenausschnitt. 
In diesem Bereich sind somit Funde von 
Kampfmitteln, insbesondere von Bom-
benblindgängern, möglich. 
Vor der Durchführung von Tiefbauarbei-
ten und sonstigen erdeingreifenden Maß 

Wird berücksichtigt. 
Die bereits in der Planzeich-
nung als nachrichtliche 
Übernahme gepunktet dar-
gestellte Fläche zur Kenn-
zeichnung des Bombenab-
wurfgebietes wird entspre-
chend der beigefügten Lage-
skizze vorsorglich ange-
passt/etwas erweitert. Die 
Anpassung der dargestellten 

X   
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nahmen sind die Flächen durch den 
Kampfmittelbeseitigungsdienst oder ein 
geeignetes Privatunternehmen überprü-
fen zu lassen. Bei erdeingreifenden Maß-
nahmen ist mindestens 16 Wochen vor 
Beginn ein Antrag an die Polizeiinspek-
tion Halle (Saale) als zuständige Gefah-
renabwehrbehörde zu stellen, um die 
weitere Verfahrensweise abzustimmen. 
 
Im Weiteren bestehen keine Hinweise o-
der Ergänzungen. 

Fläche berührt die Grund-
züge der Planung nicht. Die 
Änderung nachrichtlicher 
Übernahmen erfordert keine 
erneute Offenlage nach § 4a 
Absatz 3 BauGB. 

I-22a. 

Regionale Planungsgemeinschaft 
Halle 
Geschäftsstelle 
An der Fliederwegkaserne 21 
06130 Halle (Saale) 
 
a) Stellungnahme vom 08.06.2021 

 

  

I-22a.1 

mit Schreiben vom 28.04.2021 überga-
ben Sie der RPG Halle erneut die Unter-
lagen zu o.g. Verfahren mit der Bitte um 
Abgabe einer Stellungnahme. 
 
Die im Zuge des Verfahrens (Vorentwurf) 
durch die RPG Halle abgegebene Stel-
lungnahme wird wie folgt aktualisiert und 
ergänzt: 
In der Sitzung der Regionalversammlung 
der RPG Halle am 01.12.2020 wurde 
festgelegt, die vom Ministerium für Lan-
desentwicklung und Verkehr erlassene 
Handreichung zur Errichtung großflächi-
ger Photovoltaik freiflächenanlagen und 
deren raumordnerische Bewertung in 
Sachsen-Anhalt anzuwenden. Darüber 
hinaus hat die Regionalversammlung mit 
Beschluss Nr. V/05-2020) entschieden, 
die in der Sitzung vom 10.12.2019 fest-
gelegten wesentlich geänderten regional-
planerischen Erfordernisse einschließlich 
der entsprechenden Teile von Begrün-
dung und Umweltbericht mittels des „Ent-
wurfs Teiländerung des 2. Entwurfs der 
Planänderung zum REP Halle (Stand 
30.11.2017) vom 10.11.2020" erneut in 
die Öffentlichkeitsbeteiligung/Offenlage 
zu geben. Auf der Grundlage des Pla-
nungssicherstellungsgesetzes vom 20. 
Mai 2020 (BGBI. 1 S. 1041) erfolgte die 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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Auslegung für Jedermann in der Zeit vom 
22.02.2021 bis 24.03.2021 im Internet. 
Am 05.05.2021 hat die Regionalver-
sammlung der RPG Halle die Abwägung 
zum "Entwurf Teiländerung des 2. Ent-
wurfs der Planänderung zum REP Halle 
(Stand 30.11.2017) vom 10.11.2020" so-
wie insgesamt zur Planänderung des 
REP Halle 2010 durchgeführt. Danach 
hat sie die Planänderung des REP Halle 
2010 sowie die Einreichung zur Geneh-
migung bei der obersten Landesentwick-
lungsbehörde, dem Ministerium für Lan-
desentwicklung und Verkehr beschlos-
sen (vgl. Beschluss-Nr. V/16-2021). 
 
Darüber hinaus wird an den inhaltlichen 
Aussagen der o.g. Stellungnahme fest-
gehalten. 

I-22b. 

Regionale Planungsgemeinschaft 
Halle 
Geschäftsstelle 
An der Fliederwegkaserne 21 
06130 Halle (Saale) 
 
b) Stellungnahme vom 14.01.2020, auf 
deren Gültigkeit verwiesen wurde 

 

  

I-22b.1 
 

Mit Schreiben vom 02.12.2019 überga-
ben Sie der Regionalen Planungsgesell-
schaft Halle (RPG Halle) die Unterlagen 
zu o.g. Verfahren mit der Bitte um Ab-
gabe einer Stellungnahme. Dazu teile 
ich Ihnen folgendes mit: 
 

I Rechtsgrundlagen 
Wortlaut siehe Schreiben vom 
14.01.2020 
II Ausführungen zu o.g. Vorhaben 
Anlass des Planverfahrens ist die Wie-
dernutzbarmachung einer brachliegen-
den Fläche westlich der Schneeberger 
Straße im Stadtteil Reideburg. Konkret 
soll auf ungenutzten Teilflächen des ehe-
maligen Nutztiergartens, welche weitge-
hend von Gebäuden und baulichen Ne-
benanlagen beräumt sind, Wohnbaunut-
zung entwickelt werden. Damit wird dem 
Bedarf an Investitionen zur Versorgung 
der Bevölkerung mit Wohnraum Rech-
nung getragen sowie gleichzeitig die 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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Nachverdichtung und Wiedernutzbarma-
chung von Brachflächen im Stadtgebiet 
gesteuert.  
Durch den Bebauungsplan Nr. 196 
„Wohnbebauung am Reideanger“ sind 
die Erfordernisse der Raumordnung auf 
der Ebene der Regionalplanung basie-
rend auf dem REP Halle 2010 ein-
schließlich der damit im Zusammenhang 
stehenden Aufstellungs-, Änderungs- 
und Ergänzungsverfahren nicht berührt. 
Aus regionalplanerischer Sicht werden 
gegen den Vorentwurf des Bebauungs-
plan Nr. 196 der Stadt Halle keine Be-
denken geäußert.  
 
III Sonstige Hinweise 
Die Feststellung der Raumbedeutsamkeit 
der Planungen und Maßnahmen sowie 
auch die landesplanerische Abstimmung 
erfolgt durch die oberste Landesentwick-
lungsbehörde (RdErl. MLV vom 13.01. 
2016-44-20002-01 vom 29.02.2016 in 
Verbindung mit § 13 LEntwG vom 
23.04.2015 (GVBI. LSA 2015 S. 170). 
Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 6 ROG gilt jedoch 
unabhängig von der Feststellung der 
Raumbedeutsamkeit das Anpassungsge-
bot des § 1 Abs. 4 BauGB für alle Bau-
leitpläne an die Ziele der Raumordnung 
(Urteil des BVerwG vom 30.01.2003 – 4 
CN14.01). 
Der Regionale Entwicklungsplan Halle, 
der Sachliche Teilplan sowie der Entwurf 
zur Änderung des REP Halle sind unter 
der Homepage der RPG Halle 
<http://www.planungsregionhalle.de.> 
eingestellt. Darüber hinaus wird auf die 
Möglichkeit der Nutzung des Regionalen 
Informationssystems, ebenfalls unter vor-
genannter Internetadresse abrufbar, hin-
gewiesen. 

I-23. 

Unterhaltungsverband „Untere Saale“ 
Brachwitzer Straße 17 
06118 Halle (Saale) 
 

 

  

 

Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 

Die Abwägungsentschei-
dung entfällt. 
Es sind keine Belange dieses 
Trägers öffentlicher Belange 
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bekannt, die für die Rechtmä-
ßigkeit der Abwägung von 
Bedeutung sind und ent-
scheidenden Einfluss auf die 
Weiterbearbeitung haben 
könnten. 

I-24. 

FB Sicherheit 
Abteilung Stadtordnung 
Untere Verkehrsbehörde 
Am Stadion 5 
06122 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 10.06.2021 

 

  

I-24.1 

nach Durchsicht der zur Verfügung ge-
stellten Unterlagen nehme ich wie folgt 
Stellung: 
 
In dem Erläuterungsbericht zum Bebau-
ungsplan Nr. 196 werden unter Punkt 2.2 
die räumlichen Grenzen des Geltungsbe-
reiches erläutert. Im zweiten Absatz auf 
Seite 8 wird die Oelsnitzer Straße als 
verkehrsberuhigte Straße benannt. Die 
Oelsnitzer Straße ist als verkehrsberu-
higter Bereich (VZ 325.1/ VZ 325.2) aus-
gewiesen. Die Benutzung des verkehrs-
beruhigten Bereiches steht dem fließen-
den Verkehr und dem Fußgängerverkehr 
gleichermaßen zur Verfügung.  

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-24.2 

Die städtebauliche Bestandssituation 
wird unter Punkt 5 erläutert. Die Erschlie-
ßung für den motorisierten Individualver-
kehr (Punkt 5.3.1) ist ein Wegerecht mit 
einer Zufahrtsmöglichkeit zugunsten der 
Feuerwehr eingetragen. Gegenwärtig ist 
im Verlauf der Oelsnitzer Straße die 
platzartige Fläche durch Ketten abge-
sperrt, sodass eine Zufahrt zum Berufli-
chen Bildungswerk für größere Fahr-
zeuge (LKWs) kaum möglich ist. 

Ist bereits berücksichtigt. 
Die genaue Formulierung un-
ter Punkt 5.3.1 Motorisierter 
Individualverkehr der Begrün-
dung zum Bebauungsplan 
lautet: „Im Baulastenver-
zeichnis der Stadt Halle 
(Saale) ist allerdings ein We-
gerecht mit einer Zufahrts-
möglichkeit zugunsten der 
Feuerwehr eingetragen. Die-
ses wird im Bebauungsplan 
gesichert.“ Die Befahrbarkeit 
durch Rettungsfahrzeuge ist 
demnach öffentlich-rechtlich 
gesichert und ist nach Um-
setzung des Bebauungspla-
nes/Fertigstellung des neuen 
Wohngebietes durch den Ei-
gentümer zu gewährleisten. 
 

✔  
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I-24.3 

Die Oelsnitzer Straße war bisher ab der 
Zufahrt zum Beruflichen Bildungswerk für 
LKWs über 3,5t gesperrt. Durch die Ab-
grenzung der platzartigen Fläche (offen-
sichtlich durch den Eigentümer), wurde 
veranlasst, dass das VZ 253 nach der 
Einmündung Am Sagisdorfer Park umge-
setzt/angeordnet wird. Weitere Anpas-
sungen der angeordneten Verkehrszei-
chen werden erforderlich, wenn auch die 
Anbindung des Planungsgebietes umge-
setzt wird.  
 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
Der vorgebrachte Sachver-
halt ist nicht Gegenstand des 
Bauleitplanverfahrens, son-
dern bezieht sich auf Sach-
verhalte außerhalb des 
räumlichen Geltungsberei-
ches. Dieser Bauleitplan 
steht einer entsprechenden 
Realisierung nicht entgegen. 
  

H 

 
I-24.4 

 

Unter Punkt 5.3.2 wird die Situation der 
Fuß- und Radwege beschrieben. Auch 
hier wird die Oelsnitzer Straße als ver-
kehrsberuhigte Straße ausgewiesen. Die 
Oelsnitzer Straße ist ein verkehrsberu-
higter Bereich, in dem „Schrittgeschwin-
digkeit“ gilt. 
In dem Planungskonzept/ Verkehrskon-
zept unter Punkt 6.3 wird eine „Vernet-
zung des Plangebietes durch einen ge-
meinsamen Fuß- und Radweg sowie Si-
cherung des Schulweges für Kinder und 
Jugendliche zur Oelsnitzer Straße“ vor-
gesehen.  
Ich bitte um Berücksichtigung, dass sich 
Tempo-30-Zonen oder in verkehrsberu-
higten Bereichen nicht auf Straßen er-
strecken dürfen, in denen benutzungs-
pflichtige Radwege (u.a. auch VZ 240) 
sind. Die Planungen zur Anbindung (Pkt. 
6.3.3) des Fußgänger- und Radverkehr 
an die Oelsnitzer Straße stellt sich als ein 
sensibles Thema dar. 
Die Anbindung des Plangebietes an die 
Oelsnitzer Straße sollte in der Belastbar-
keit so hergestellt werden, dass dieser 
Weg durch Fahrzeuge, die dem Bau, der 
Unterhaltung oder Reinigung der Straßen 
und Anlagen dienen, befahren werden 
können (§ 35 Abs. 6 StVO). 
Der Weg sollte nicht als Straße festge-
setzt. Die künftige Nutzung des Weges 
sollte der Widmung und der Vorschriften 
des Straßenverkehrsrechts entsprechen 
(Gemeingebrauch § 14 Abs. 1 StG LSA).  
Die Befahrbarkeit der Reinigungs- und 
Entsorgungsfahrzeuge ist durch § 35 
StVO gesichert. 

Ist bereits berücksichtigt. 
Im Bebauungsplan ist die 
Verbindung zwischen dem 
neuen Wohngebiet mit der 
Oelsnitzer Straße als eine 
Verkehrsfläche mit der 
Zweckbestimmung Fuß- und 
Radweg festgesetzt. Die Nut-
zung für den motorisierten In-
dividualverkehr (MIV) endet 
von Norden her an der grü-
nen Straßenbegrenzungslinie 
nördlich der privaten Grünflä-
che/Regenrückhaltefläche 
p1. Eine verkehrliche Durch-
wegung für den MIV wird es 
nicht geben. Dies ist auf-
grund der möglichen Ver-
kehrserzeugung und der da-
mit verbundenen Beeinträch-
tigungen nicht gewollt. Ledig-
lich Unterhaltungsfahrzeuge 
für die Regenrückhaltefläche 
können, nachdem sie von 
Norden aus dem geplanten 
Wohngebiet an die Regen-
rückhaltefläche herangefah-
ren sind, anschließend über 
den Weg nach Süden zur 
Oelsnitzer Straße wieder her-
ausfahren. 
Die Begründung zum Bebau-
ungsplan wurde unter Punkt 
7.3.3 Geh- und Radwege 
präzisiert. Diese Präzisierung 
berührt die Grundzüge der 
Planung nicht und hat keine 
Änderung der Planinhalte zur 
Folge. 

✔  



Bebauungsplan Nr. 196 „Wohnbebauung am Reideanger“ 

Abwägungsbeschluss  07. März 2022 

 

47 

lfd. Nr. 
Stel-
lung-

nahme 

Inhalt der Stellungnahme 
Beschlussvorschlag mit  
Begründung/Erläuterung 

 
berück-
sichtigt 

J N 

I-24.5 

Im weiteren Verlauf des öffentlichen Ver-
kehrsraumes in Reideburg sind Sanie-
rungen auch der Nebenanlagen erforder-
lich. Weitere Hinweise liegen nicht vor. 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
Der vorgebrachte Sachver-
halt ist nicht Gegenstand des 
Bauleitplanverfahrens, son-
dern bezieht sich auf Sach-
verhalte außerhalb des 
räumlichen Geltungsberei-
ches. Dieser Bauleitplan 
steht einer entsprechenden 
Realisierung nicht entgegen. 
 

H 

I-25. 

FB Sicherheit 
Abteilung Brand-, Katastrophen-
schutz/Rettungsdienst der Stadt Halle 
(Saale) 
An der Feuerwache 5 
06124 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 03.05.2021 

 

  

 

Zum o. g. Bebauungsplan sind aus der 
Sicht der Abteilung Brand-, Katastro-
phenschutz und Rettungsdienstes fol-
gende Schwerpunkte zu beachten: 
 
1. Laut Punkt 6.3.4 sind für die Einsatz-
fahrzeuge die erforderlichen Zufahrten 
und Stellflächen entsprechend den  
Bestimmungen des § 5 BauO LSA mit 
der „Richtlinie über Flächen für die Feu-
erwehr“ innerhalb des Plangebietes si-
cherzustellen. Diese sind in der Anlage 
2_Bebauungskonzept nicht ersichtlich. 
Ein weiterer Hinweis erfolgt unter Punkt 
7.3.4 Ruhender Verkehrsraum. 

Ist bereits berücksichtigt. 
Gemäß den Festsetzungen 
des Bebauungsplanes sind 
alle Grundstücke jeweils in 
der Tiefe nur mit einem Ein-
familienhaus bebaubar und 
diese somit in jedem Fall di-
rekt an die Erschließungs-
straße angebunden, dem-
nach wird der § 5 der BauO 
LSA nicht berührt. 
Laut Richtlinie über Flächen 
für die Feuerwehr sind Auf-
stellflächen in einer Breite 
von 3,50 m bzw. 7 m x 12 m 
als Bewegungsfläche erfor-
derlich. Nach Rücksprache 
mit der Abteilung Brand-, Ka-
tastrophenschutz/Rettungs-
dienst ist eine grundsätzliche 
Erschließung für Rettungs-
fahrzeuge gewährleistet. Im 
Plangebiet stehen als Auf-
stell- und Bewegungsflächen 
insbesondere Flächen in den 
breiteren Kurvenbereichen 
(z.B. nördl. im Zufahrtsbe-
reich) zur Verfügung. Im WA-
TG 3 kann der Straßenstich 
mit dem Wendehammer ge-
nutzt werden. 

✔  
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Zur Klarstellung wird die Be-
gründung in den Punkten 
6.3.4 Ruhender Verkehr und 
7.3.4 Ruhender Verkehr wie 
folgt ergänzt: „In der Ausfüh-
rungsplanung sind die erfor-
derlichen Zufahrten und Auf-
stellflächen für die Feuerwehr 
entsprechend den Bestim-
mungen des § 5 BauO LSA 
in der Objekt- und Erschlie-
ßungsplanung vorzusehen 
und nachzuweisen.  
Mit den festgesetzten Ver-
kehrsflächen und Straßen-
breiten innerhalb des Plange-
bietes stehen die Zufahrten 
und Aufstellflächen für die 
Feuerwehr zur Verfügung. In 
dem inneren Erschließungs-
ring bieten vor allem die Kur-
venbereiche Aufstell- und Be-
wegungsflächen für die Feu-
erwehr.“ Die Ergänzung der 
Begründung berührt die 
Grundzüge der Planung nicht 
und hat keine Änderung der 
Planinhalte zur Folge. 
 

I-26. 

FB Städtebau und Bauordnung 
Untere Landesentwicklungsbehörde 
Hansering 15 
06108 Halle (Saale) 
 

Stellungnahme vom 04.05.2021 

 

  

I-26.1 

mit Ihrer Mail vom 29.04.2021 haben 
Sie über die o.g. Planung (Entwurf vom 
30.11.2020) informiert und um Stellung-
nahme gebeten. Zur Planung bestehen 
seitens der Unteren Landesentwick-
lungsbehörde keine Einwände. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-26.2 

Gemäß § 13 Abs. 1 S. 2 LEntwG sind 
Sie verpflichtet, der obersten Landes-
entwicklungsbehörde Ihre raumbedeut-
samen Planungen und Maßnahmen 
möglichst frühzeitig mitzuteilen und die 
erforderlichen Auskünfte zu geben. Die 
Feststellung der Vereinbarkeit der o. g. 
Planung/Maßnahme mit den Zielen der 
Raumordnung erfolgt dann durch die 

Ist bereits berücksichtigt. 
Die oberste Landesentwick-
lungsbehörde, das Ministe-
rium für Landesentwicklung 
und Verkehr des Landes 
Sachsen-Anhalt, wurde im 
Rahmen des Bebauungs-
planverfahrens beteiligt. Die 
Vereinbarkeit des Vorhabens 
mit den Erfordernissen der 

✔  
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gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 10 LEntwG zu-
ständige oberste Landesentwicklungs-
behörde (Ministerium für Landesent-
wicklung und Verkehr des Landes Sach-
sen-Anhalt). 

Raumordnung wurde festge-
stellt. 

I-27. 

FB Mobilität 
Hansering 15 
06108 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 17.06.2021 

 

  

I-27.1 

unter Bezugnahme auf das Schreiben 
vom 28.04.2021 nimmt der FB Mobilität 
zum Bebauungsplan Nr. 196 „Wohnbe-
bauung am Reideanger" Entwurf-Beteili-
gung nach § 4 Abs. 2 BauGB wie folgt 
Stellung: 
 
Abteilung Finanzen und Controlling: 
Seitens der Abteilung Finanzen und Con-
trolling erfolgen keine weiteren Hinweise. 
 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-27.2 

Abteilung Verkehrsplanung: 
Wenngleich die öffentlichen Verkehrsflä-
chen innerhalb des Plangebietes als Pri-
vatstraße geplant sind, wird dringend 
empfohlen nach der „Richtlinie der Stadt 
Halle (Saale) für Verkehrsanlagen in B-
Plangebieten mit reiner oder überwiegen-
der Wohnnutzung" (2020) zu dimensio-
nieren. (Diese baut auf die RASt 06 auf.) 

Ist bereits berücksichtigt. 
Das Verkehrskonzept baut 
auf der Grundlage der Richt-
linien für die Anlagen von 
Stadtstraßen − RASt 06 auf. 
Unter Punkt 6.3.1 Motorisier-
ter Individualverkehr der Be-
gründung zum Bebauungs-
plan steht: „…Nach den 
Richtlinien für die Anlagen 
von Stadtstraßen (RASt 06) 
kann in den beiden gewähl-
ten Straßenquerschnitten 5,5 
m für die private Mischver-
kehrsfläche und 10,0 m für 
die Zufahrtstraße die zu er-
wartende Verkehrsmenge si-
cher abgewickelt werden.  

✔  

I-27.3 

1. Im Knotenpunktsbereich der geplan-
ten, östlichen Straßenanbindung des 
Plangebietes an die Schneeberger 
Straße ist letztere ca. 4,70 m breit. Dabei 
sind beide Bordausrundungen für die 
Planstraße in derselben Flucht des west-
lichen Fahrbahnrandes der Schneeber-
ger Straße anzulegen. Ein Versatz des 
westlichen Fahrbahnrandes der Schnee-
berger Straße, wie in Anlage 2 des Ent-
wurfs (Bebauungskonzept, Stand 

Wird berücksichtigt. 
Innerhalb der Stadtverwal-
tung wurde abschließend be-
raten und festgelegt: 
Es gibt zur Lage der Er-
schließungsstraße für das 
Allgemeine Wohngebiet 
keine Alternative. Bedingt 
durch den geringen und 
nicht regelkonformen Fahr-

X  
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30.11.2020) dargestellt, wird abgelehnt 
und ist dementsprechend im Lageplan zu 
korrigieren. Es ist zu prüfen, ob wegen 
der Bordausrundungen ggf. Grunderwerb 
erforderlich ist. Zudem ist für diese Ge-
bietsanbindung der Schleppkurvennach-
weis für das dreiachsige Müllfahrzeug zu 
erbringen. 

bahnquerschnitt der Schnee-
berger Straße, in welche die 
Erschließungsstraße des 
Plangebietes einmündet und 
die zur Verfügung stehenden 
Grundstücke lassen sich nur 
nicht gänzlich regelkonforme 
Kurvenradien herstellen. 
Ein Ausbau/ Querschnitts-
verbreiterung der Schnee-
berger Straße (Landes-
straße) ist derzeit nicht be-
absichtigt. Zudem stehen für 
den Ausbau der Straße 
keine angrenzenden städti-
schen Flächen, vor allem im 
Bereich zwischen der beste-
henden Bebauung zur Verfü-
gung. Darüber hinaus lässt 
sich aufgrund der eher unter-
geordneten Bedeutung der 
Schneeberger Straße ein 
Ausbau/ Querschnittsver-
breiterung nicht begründen.  
Der bisher in der festgesetz-
ten Verkehrsfläche vorgese-
hene Fußweg an der Süd-
seite der Zufahrtsstraße 
Plangebiet/Schneeberger 
Straße hat keine Anbindung 
an vorhandene Fußwege au-
ßerhalb des Plangebiets und 
trägt somit nicht zur Vernet-
zung und Verkehrssicherheit 
bei. Im Bebauungsplan wird 
daher eine Fußweganbin-
dung an die Oelsnitzer 
Straße im Süden des Plan-
gebiets mittels Festsetzun-
gen gesichert. 
Mit Wegfall der Vorhalteflä-
che für den Fußweg steht im 
Zufahrtsbereich Plange-
biet/Schneeberger Straße 
mehr Fläche für das Ein- und 
Ausfahren zur Verfügung. 
Die Förderung der Verkehrs-
sicherheit könnte auch durch 
die Festlegung einer ver-
kehrsberuhigten Straße er-
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folgen. Die obliegt der unte-
ren Verkehrsbehörde und 
wird erst im Rahmen der 
Bauausführung geprüft. Die 
Grundzüge der Planung so-
wie die Planinhalte bleiben 
unberührt. 

I-27.4 

2. Der innere Erschließungsring (Privat-
straße mit öffentlicher Nutzung) ist als 
Verkehrsanlage in einer Gesamtbreite 
von mindestens 6,80 m vorzusehen, be-
stehend aus 
- nutzbarer Verkehrsraumbreite: 5,50 m 
- technischer Seitenraum ohne Beleuch-
tung: 0,50 m 
- technischer Seitenraum mit Beleuch-
tung: 0,80 m. 
 

Wird nicht berücksichtigt 
aus den dargelegten Grün-
den.  
Der innere Erschließungs-
ring ist als Privatstraße ge-
plant. Es ergibt sich nur ein 
geringes gebietsinternes 
Verkehrsaufkommen. „…Der 
Fahrbahnquerschnitt wird 
auf eine Breite von 5,5 m 
vermindert. Ggf. erforderli-
che technische Einbauten 
können auch straßenbeglei-
tend auf den Wohnbauflä-
chen, die mittels Grund-
dienstbarkeiten gesichert 
werden, angeordnet wer-
den...“ (Punkt 7.3.2 Innere 
Erschließung der Begrün-
dung zum Bebauungsplan) 
 

 X 

I-27.5 

3. Weitere Ergänzungen: 
 
- Der Schleppkurvennachweis für das 
dreiachsige Müllfahrzeug für die 
Bordausrundungen im Wohngebiet fehlt. 

Ist bereits berücksichtigt. 
Die Schleppkurven für das 
dreiachsige Müllfahrzeug 
sind bei der Planung zu-
grunde gelegt worden. Die 
Hilfsdarstellung findet sich 
üblicherweise nicht in der 
Planzeichnung wieder. 
 

✔  

I-27.6 

- Die Wendeanlage im südlichen Teil des 
Plangebietes sollte bemaßt sein. Für wel-
che Kraftfahrzeuge ist diese Wendean-
lage vorgesehen? Hierfür ist der 
Schleppkurvennachweis zu erbringen. 
 

Wird berücksichtigt. 
Die Bemaßung der Wende-
anlage in der Planzeichnung 
wird ergänzt. Die Wendean-
lage ist für die Anwohner-
schaft des WA-Teilgebietes 
3 gedacht bzw. für Fahr-
zeuge zur Wartung und 
Pflege der Regenrückhalte-
fläche und wurde entspre-
chend der Vorgaben der 
RASt 06 ausgebildet. Diese 
Ergänzung der Planzeich-
nung berührt die Grundzüge 

X  
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der Planung nicht und erfor-
dert keine erneute Offenlage 
nach § 4a Absatz 3 BauGB. 

I-27.7 

Dass ein dreiachsiges Müllfahrzeug dort 
in zwei Zügen wenden kann, wird in 
Frage gestellt. Oder gibt es einen belast-
baren Nachweis dafür, dass die Stadt-
wirtschaft im Zuge ihrer regelmäßigen 
Entsorgungstouren diesen Wendeham-
mer nicht befahren will oder muss, weil 
die Müllcontainer der Anwohner auf der 
Abfall-Aufstellfläche konzentriert wer 
den? 

Ist bereits berücksichtigt. 
Das dreiachsige Müllfahr-
zeug muss nicht in den Stra-
ßenstich einfahren, da durch 
die betroffene Anwohner-
schaft des WA-Teilgebietes 3 
die Müllcontainer auf der Ab-
fall-Aufstellfläche im südöstli-
chen Kurvenbereich am Ab-
holtag zu bringen sind. In der 
Begründung unter Punkt 
7.5.5 Fläche für die Abfallent-
sorgung wird auf diesen 
Sachverhalt eingegangen.  
In der Planzeichnung ist im 
südöstlichen Kurvenbereich 
des Erschließungsringes be-
reits eine Fläche für Ab-
fallentsorgung festgesetzt.  
 

✔  

I-27.8 

- Abschließend weisen wir darauf hin, 
dass der Ausbaustandard der sanie-
rungsbedürftigen Straßen im Umfeld des 
B-Plans Nr. 196 als problematisch einge-
schätzt wird. So ist z.B. das Gehwegsys-
tem zwischen dem geplanten Wohnge-
biet und der Bushaltestelle „Zwickauer 
Straße" in der Paul-Singer-Straße lü-
ckenhaft. Der Fußverkehr wird teilweise 
über Verkehrsberuhigte Bereiche (z. B. 
Oelsnitzer Straße) wie auch über Stra-
ßenabschnitte ohne straßenbegleitende 
Gehwege (z. B. Zwickauer Straße) ge-
führt. Der Wegeausbau - insbesondere 
unter dem Aspekt der Verkehrssicherheit 
für Schulkinder - ist zeitlich unbestimmt. 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
Der vorgebrachte Sachver-
halt ist nicht Gegenstand des 
Bauleitplanverfahrens, son-
dern bezieht sich auf Sach-
verhalte außerhalb des 
räumlichen Geltungsberei-
ches. Unabhängig davon ist 
die geplante Fußweganbin-
dung im Süden des Plange-
biets an die Oelsnitzer 
Straße, direkter und sicherer 
als die fußläufige Anbindung 
über die Schneeberger 
Straße im Zufahrtsbereich. 
Auch ist die Oelsnitzer 
Straße bereits im Schul-
wegeplan der Stadt Halle 
(Saale) als Schulweg ausge-
wiesen. Die Defizite am vor-
handenen Straßennetz in 
Reideburg stellen einen vom 
Bebauungsplan unabhängi-
gen und nicht von ihm verur-
sachten Sachverhalt dar. 
 
 

H 
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I-27.9 

Abteilung Verkehrsplanung: 
 
Nachtrag vom 30.09.2021 zur Stellung-
nahme des FB Mobilität vom 17.06.2021 
(15.06.2021 Abt. Verkehrsplanung) 

 

  

I-
27.9.1 

im Rahmen der Beteiligung nach § 4 
Abs. 2 BauGB hatte die Abteilung Ver-
kehrsplanung zum Entwurf des o. g. B-
Plans Nr. 196 (Arbeitsstand: 30.11.2020) 
aus verkehrsplanerischer Sicht eine Stel-
lungnahme mit Schreiben vom 
15.06.2021 abgegeben. Diese Stellung-
nahme bezieht sich hauptsächlich auf die 
innere Verkehrserschließung des Plan-
gebietes. Sie behält weiterhin ihre Gültig-
keit. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-
27.9.2 

 

Bezüglich der äußeren Verkehrserschlie-
ßung muss aus gegebenen Anlass der 
Fachbereich Mobilität die Stellungnahme 
ergänzen: 
 
1. Die Schneeberger Straße ist als 
Landesstraße (L 167) klassifiziert, aber 
wie eine „historische Dorfstraße" gebaut: 
- Fahrbahnbreite: ca. 4,50 - 4,70 m 
(Zweirichtungsverkehr!) 
- Oberfläche: Pflaster 
- keine Straßenseitenanlagen (fehlende 
Gehwege und Beleuchtung) 
- Breite des Straßenflurstücks (Gemar-
kung Reideburg, Flur 3, Flurstück 6036): 
ca. 6,10 m Die vorgesehene Verkehrsan-
bindung des B-Plangebietes Nr. 196 an 
die Schneeberger Straße setzt deren 
verkehrssicheren Ausbaustandard vo-
raus. Dieser ist aber nicht gewährleistet. 
 
2. Ein regelwerkkonformer Ausbau 
der Schneeberger Straße ist auf dem (zu 
schmalen) städtischen Straßenflurstück 
nicht möglich. Für den Bau eines not-
wendigen, straßenbegleitenden Gehwe-
ges und weiterer verkehrlicher Teilanla-
gen im Straßenseitenraum (Beleuchtung, 
Entwässerung) steht keine (städtische) 
Fläche zur Verfügung. 

Wird nicht berücksichtigt 
aus den dargelegten Grün-
den.  
Die in der Stellungnahme 
unter Punkt 2 aufgeführten 
Gründe treffen bereits selbst 
die Abwägungsentschei-
dung/-antwort:  
Ein regelkonformer Ausbau 
der Schneeberger Straße, 
sowie der Bau eines stra-
ßenbegleitenden Gehweges 
mit weiteren verkehrlichen 
Teilanlagen im Straßensei-
tenraum (wie Beleuchtung, 
Entwässerung) ist aufgrund 
des zu schmalen städtischen 
Straßenflurstücks (insbeson-
dere zwischen der bestehen-
den Bebauung) nicht mög-
lich. 

 X 

I-
27.9.3 

3. Die Anbindung an die Schneeber-
ger Straße ist an einem Abschnitt dieser 
Landesstraße vorgesehen, der nicht zur 
Erschließung bestimmt ist. 

Ist bereits berücksichtigt. 
Für den betreffenden Be-
reich innerhalb des Stadtge-
bietes der Stadt Halle 

✔  
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Nach StrG LSA §24 bedürfen notwen-
dige Genehmigungen der Zustimmung 
der Straßenbaubehörde, u. a., wenn 
bauliche Anlagen auf Grundstücken, die 
außerhalb der zur Erschließung der an-
liegenden Grundstücke bestimmten Teile 
der Ortsdurchfahrten über Zufahrten an 
Landesstraßen unmittelbar oder mittelbar 
angeschlossen sind, erheblich geändert 
oder anders genutzt werden sollen. 
Die Straßenbaubehörde des Landes 
Sachsen-Anhalt ist die Landesstraßen-
baubehörde Sachsen-Anhalt (LSBB). 
4. Zur Schneeberger Straße ist 
zwingend die Stellungnahme der zustän-
digen Landesstraßenbaubehörde Sach-
sen-Anhalt (LSBB) erforderlich. 

(Saale) ist die Landesstra-
ßenbaubehörde nicht zu-
ständig. Die Zuständigkeit 
der Landesstraßenbaube-
hörde beginnt erst ab dem 
OD-Stein, welcher sich auf 
der Westseite der Schnee-
berger Straße nördlich des 
letzten Gebäudes (Haus-
nummer 75) und des daran 
angrenzenden Feldweges 
befindet. Zuständiger Stra-
ßenbaulastträger für den Zu-
fahrtsbereich des Plange-
biets ist die Stadt Halle 
(Saale). 

I-
27.9.4 

5. In der Oelsnitzer Straße sind 
keine Straßenseitenanlagen vorhanden. 
Die Straße ist als Mischverkehrsfläche 
nicht ausreichend. 
 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
Dieser Sachverhalt stellt ei-
nen Mangel am bestehenden 
Verkehrsnetz in Reideburg 
bereits vor Beginn dieses 
Bauleitplanverfahrens außer-
halb des Geltungsbereiches 
desselben dar.  
Unabhängig davon ist die 
geplante Fußweganbindung 
im Süden des Plangebiets 
an die Oelsnitzer Straße, di-
rekter und sicherer als eine 
fußläufige Anbindung über 
die Schneeberger Straße im 
Zufahrtsbereich. Auch ist die 
Oelsnitzer Straße bereits im 
Schulwegeplan der Stadt 
Halle (Saale) als Schulweg 
ausgewiesen. Die vorhan-
dene Verkehrsinfrastruktur 
des nördlichen Reideburg 
wird für die Anbindung des 
neuen Baugebietes als aus-
reichend bewertet. 

H 

I-
27.9.5 

6. Die potenziellen Erwerber der 
Wohngrundstücke im B-Plangebiet Nr. 
196 werden aus Gründen der Verkehrssi-
cherheit den Ausbau der Schneeberger 
Straße erwarten und einfordern. Dies 
kann die Stadt Halle (Saale) in absehba-
rer Zeit nicht leisten. 
 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
Die Schneeberger Straße ist 
im Hinblick auf die Verkehrs-
mengen bisher nicht relevant 
geworden. Aktuelle Ver-
kehrszählungen im Zeitraum 
vom 08.02. – 11.02.2022 

H 
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ergaben in beiden Fahrtrich-
tungen ein Verkehrsaufkom-
men von insgesamt 1470 
Durchfahrten (durchschnitt-
lich 368 KfZ/Tag). Bisher 
gab es keinen Anlass, wie 
z.B. ein vermehrtes Unfallge-
schehen, für den Ausbau der 
Schneeberger Straße. Der 
durch das Plangebiet mit et-
was mehr als 30 Wohnein-
heiten induzierte zusätzliche 
Verkehr ändert die beste-
hende Situation nicht we-
sentlich.  

I-
27.9.6 

7. Das B-Plangebiet Nr. 196 stellt 
somit eine „Splittersiedlung" dar. 
 

Wird nicht berücksichtigt 
aus den dargelegten Grün-
den.  
Bei dem Plangebiet handelt 
sich um eine Fläche, die ge-
mäß § 13b BauGB zur „Ein-
beziehung von Außenbe-
reichsflächen in das be-
schleunigte Verfahren“ zu ei-
nem Wohngebiet entwickelt 
wird. Mit der Entwicklung des 
Plangebietes zu einem Allge-
meinen Wohngebiet wird 
dem Bedarf an Investitionen 
zur Versorgung der Bevölke-
rung mit Wohnraum Rech-
nung getragen. Des Weiteren 
erfolgt eine Nachverdichtung 
und Wiedernutzbarmachung 
von Brachflächen gemäß § 
13a Abs. 1 BauGB. Eine Zer-
siedlung der Landschaft und 
Ausdehnung in den Land-
schaftsraum nach Norden er-
folgt nicht, da die nördliche 
Geltungsbereichsgrenze ent-
lang des vorhandenen land-
wirtschaftlichen Weges einen 
klaren räumlichen Abschluss 
gegenüber der offenen Land-
schaft bildet. Mit der Durch-
führung des Bebauungsplan-
verfahrens wird ein Bauge-
biet geschaffen, in dem die 
Zulässigkeit von Vorhaben 
gemäß § 30 BauGB geregelt 

 X 
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ist. Es handelt sich demnach 
nicht um eine Außenbe-
reichsfläche gemäß § 35 
BauGB. 

I-
27.9.7 

8. Weitere Probleme sehen wir hin-
sichtlich der Entwässerung/Regenrück-
haltung des Gebietes einschließlich der 
umgebenden Straßen. 
 

Wird berücksichtigt. 
Der Nachweis der gesicher-
ten Erschließung wurde mit 
der im Rahmen des Planver-
fahrens erarbeiteten Entwäs-
serungskonzeption erbracht. 
Die aus der Entwässerungs-
konzeption resultierenden Er-
schließungsmaßnahmen in-
nerhalb und außerhalb des 
Plangebietes stellen sicher, 
dass es zu keinen negativen 
Auswirkungen durch die Ent-
wicklung des neuen Wohnge-
bietes kommt. Die Hinweise 
aus der Beteiligung der HWS 
wurden geprüft und in der 
Entwässerungskonzeption 
und ihrer aktuellen Überar-
beitung berücksichtigt.  
Die Grundzüge der Planung 
und die Planinhalte werden 
durch die Überarbeitung der 
Entwässerungskonzeption 
nicht berührt. 

X  

I-
27.9.8 

9. Als Fazit zieht der FB Mobilität 
folgende Schlussfolgerungen: 
- Im Rahmen einer Abwägung ist festzu-
stellen, dass die öffentlichen Verkehrs-
wege, an die das B-Plangebiet Nr. 196 
angebunden werden soll (hier: Schnee-
berger Straße und Oelsnitzer Straße) 
nicht leistungsfähig sind. 
- Der Aufwand für einen notwendigen 
Ausbau der äußeren o. g. Erschließungs-
straßen und der Nutzen (relativ kleines 
Wohngebiet) ist unverhältnismäßig. 

Wird nicht berücksichtigt 
aus den dargelegten Grün-
den.  
Mit dem Planverfahren wird 
Baurecht für ein Allgemeines 
Wohngebiet für den Einfami-
lienhausbau geschaffen und 
somit dem Bedarf an Bauflä-
chen innerhalb des Stadtge-
biets von Halle (Saale) 
Rechnung getragen. Ein 
Ausbau der Oelsnitzer 
Straße und Schneeberger 
Straße bedingt durch das 
neue Wohngebiet ist nicht 
möglich und auch nicht not-
wendig. Die genannte feh-
lende Leistungsfähigkeit wird 
nicht dargestellt. Ein Ausbau 
der Schneeberger Straße 
würde die Situation nicht än-
dern, da keine Flächen für 

 X 
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eine Querschnittsverbreite-
rung vorhanden sind. 
Darüber hinaus ist die 
Schneeberger Straße im 
Hinblick auf die Verkehrs-
mengen bisher nicht relevant 
geworden. Aktuelle Ver-
kehrszählungen im Zeitraum 
vom 08.02. – 11.02.2022 
ergaben in beiden Fahrtrich-
tungen ein Verkehrsaufkom-
men von insgesamt 1470 
Durchfahrten (durchschnitt-
lich 368 KfZ/Tag). Bisher 
gab es keinen Anlass, wie 
z.B. ein vermehrtes Unfallge-
schehen, für den Ausbau der 
Schneeberger Straße. Der 
durch das Plangebiet mit et-
was mehr als 30 Wohnein-
heiten induzierte zusätzliche 
Verkehr ändert die beste-
hende Situation nicht we-
sentlich. 
Auch ist in der Oelsnitzer 
Straße bisher kein erhöhtes 
Verkehrsaufkommen festge-
stellt worden. Eine aktuelle 
Zählung im Zeitraum vom 
27.01. - 01.02.2022 ergab in 
beiden Fahrtrichtungen ins-
gesamt 414 Durchfahrten 
(durchschnittlich 69 Durch-
fahrten am Tag).  
 

 I-
27.10 

Abteilung Straßen- und Brückenbau: 
Die Fuß- und Radweganbindung des 
Geltungsbereiches erfolgt an die Oelsnit-
zer Straße. 
Die Ertüchtigung einer fahrradfreundli-
chen Fahrbahnoberfläche (Asphalt) in 
der Oelsnitzer Straße ist als Maßnahme 
mit der Priorität 2 in der Radverkehrskon-
zeption enthalten. 
Die Sanierung der Straßenoberfläche ist 
als Investitionsmaßnahme mittelfristig 
nicht in der HH Planung vorgesehen. 
Im Entwässerungskonzept (Anlage) soll 
das auf dem Grundstück Oelsnitzer 
Straße/Flurstück 37/12 anfallende Nie-
derschlagswasser über Mulden-Rigolen-

Wird berücksichtigt 
In der Oelsnitzer Straße ist 
bereits ein fahrradfreundli-
cher Asphalt vorhanden, 
welcher bei erforderlichem 
Aufbruch im Zuge der Er-
schließung des Plangebietes 
auf Kosten der Investorin 
wiederhergestellt wird. 
In der Überarbeitung der 
Entwässerungskonzeption 
und der Ermittlung verschie-
dener Erschließungsvarian-
ten wurden die Maßnahmen-

 

 
X 
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Elemente den beidseitig der Straße ge-
planten Mulden-Rohr-Rigolen-System 
zugeführt werden. 
Desweiteren soll ein Niederschlagswas-
serkanal DN 250 in der Oelsnitzer Straße 
verlegt werden. Für diesen Kanalab-
schnitt ist die Übernahme des Kanals 
seitens der HWS geplant. 
Da zur Klärung der Entwässerung öffent-
liche Verkehrsanlagen betroffen sind und 
es sich um eine Äußere Erschließung 
handelt, sind die Entwässerungsanlagen 
außerhalb des Erschließungsgebietes 
dem Straßenbaulastträger genehmi-
gungsfähig mit Übernahmeerklärung der 
HWS vorzulegen. Bei Neubau des Nie-
derschlagswasserkanals DN 250 ist die 
vorhersehbare Entwicklung (Sanierung 
der Straßenoberfläche) in die Berech-
nung des Kanals einzubeziehen.  

aufgezeigt, die für die Er-
schließung des Plangebietes 
erforderlich sind.  
Das aus dem Plangebiet an-
fallende Niederschlagswas-
ser wird zeitverzögert über 
einen Regenrückstaukanal 
zum Regenrückhaltebecken 
geleitet und von dort gedros-
selt in eine Niederschlags-
wasserdruckrohrleitung DN 
100 gepumpt, die in Rich-
tung Westen über das au-
ßerhalb des Plangebietes 
gelegene Flurstück 94 in 
eine ebenfalls neu zu verle-
gende Niederschlagswasser-
druckrohrleitung in der Oels-
nitzer Straße führt. Die neue 
Druckleitung verläuft inner-
halb der Oelsnitzer Straße 
bis zum Übergabepunkt im 
Kreuzungsbereich „Am Sa-
gisdorfer Park“. Es handelt 
sich dabei um ein geschlos-
senes System zur Entwässe-
rung des Plangebietes, wel-
ches nicht die sonstige Stra-
ßenentwässrung aufnehmen 
soll.  
Fortführend wird das Nieder-
schlagswasser auf einer 
Länge von ca. 160 m über 
den Bestandskanal DN 
300/400/500 dem vorhande-
nen Regenrückhaltebecken 
„Am Sagisdorfer Park“ an 
der Reide westlich des Plan-
gebietes zugeleitet. 
Im Rahmen der Genehmi-
gungsplanung werden die 
erforderlichen Unterlagen 
dem Straßenbaulastträger 
und den zuständigen Behör-
den zur Genehmigung vor-
gelegt. Der Punkt 10.6 Be-
lange des städtischen Haus-
haltes wird entsprechend er-
gänzt. Die Grundzüge der 
Planung und die Planinhalte 
bleiben davon unberührt. 
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I-27.11 

Da die Planung der Äußeren Erschlie-
ßung nicht Bestandteil des B-Planes ist 
wird empfohlen, entsprechende Auflagen 
im B-Plan aufzunehmen. „Für die Pla-
nung und Baudurchführung an öffentli-
chen Verkehrsflächen ist ein Erschlie-
ßungsvertrag zwischen der Stadt Halle 
und dem Investor abzuschließen.“  

Wird berücksichtigt. 
Der vorgebrachte Sachver-
halt wird durch eine Ergän-
zung in der Begründung des 
Bebauungsplans berücksich-
tigt. 
Die Formulierung wird in die 
Begründung unter Punkt 
10.6 Belange des städti-
schen Haushaltes aufge-
nommen. Die Grundzüge der 
Planung und die Planinhalte 
bleiben davon unberührt. 
Städtebauliche Verträge 
werden regelmäßig nur für 
den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes selbst ab-
geschlossen und kann die 
Ertüchtigung äußerer Er-
schließung daher auch nur in 
diesem Rahmen vertraglich 
berücksichtigen. 

X  

I-27.12 

Es ist die rechtzeitige Abstimmung mit 
den Versorgungsunternehmen einschl. 
Kommunikationsanbieter und Straßenbe-
leuchtung erforderlich. Der Zufahrtsbe-
reich bzw. Einmündungsbereich auf die 
Schneeberger Straße ist unter Beach-
tung des Mastes und des Straßenbaums 
detailliert zu planen. 
 

Wird berücksichtigt. 
Die erforderlichen Abstim-
mungen mit den Versor-
gungsunternehmen ein-
schließlich Kommunikations-
anbietern und Straßenbe-
leuchtung erfolgt im Rahmen 
der Ausführungsplanung. 
Zur Sicherung der Erschlie-
ßung wurde 
 der Einmündungsbereich 
bzw. eine Teilfläche der 
Schneeberger Straße in den 
Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans einbezogen. Die 
detaillierte Planung erfolgt in 
der Ausführungs- und Ge-
nehmigungsplanung.   
Der in der Einfahrt stehende 
Baum, der mit einem Mast 
verwachsen ist, kann nicht 
erhalten werden, um eine 
funktionsfähige Zufahrt zu 
gewährleisten. Als Ersatz für 
den wegfallenden Baum ist in 
Abstimmung mit der Unteren 
Naturschutzbehörde (UNB) 
vorgesehen, eine begleitende 
Baumreihe an der Zufahrts-

X   
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straße zum Plangebiet anzu-
legen. Die genaue Art- und 
Standortwahl erfolgt in dem 
Bebauungsplan nachgelager-
ten Fällgenehmigungsverfah-
ren. In der Begründung zum 
Bebauungsplan wurde unter 
Punkt 7.5.4 Telekommunika-
tion folgender Satz ergänzt: 
„Im Bereich der Ein- und Aus-
fahrt befindet sich ein Freilei-
tungsmast, der im Rahmen 
der Bauausführung zu verset-
zen ist. Weitere Abstimmun-
gen sind mit dem zuständi-
gen Versorgungsträger erfor-
derlich. Die Grundzüge der 
Planung und die Planinhalte 
bleiben davon unberührt. 
 

I-27.13 

Zur Regenentwässerung: 
In der Begründung zum B-Plan wird auf 
Seite 47 vermerkt, dass die Vorzugsvari-
ante für das Regenrückhaltebecken die 
Variante 6 der Entwässerungskonzeption 
ist, weil das Becken hier auf der Grünflä-
che p1 vollständig umgesetzt werden 
kann. Im Entwässerungskonzept wird die 
Variante 6 auf Blatt 4.2 dargestellt. Da-
nach befindet sich das Regenrückhalte-
becken nicht vollständig auf der Grünflä-
che p1. Dieser Widerspruch muss geklärt 
werden. 
 

Wird berücksichtigt.  
Im Zuge der Überarbeitung 
der Entwässerungskonzep-
tion wurde die Darstellung 
angepasst. Das Regenrück-
haltebecken befindet sich 
vollständig innerhalb der 
Grünfläche p1. Durch die 
Überarbeitung der Entwässe-
rungskonzeption ändern sich 
keine Planinhalte. Die Grund-
züge der Planung werden 
nicht berührt (siehe auch I-
4.6). 

X  

I-27.14 

Abteilung Straßenverwaltung: 
 
Seitens der Abteilung Straßenverwaltung 
erfolgen keine weiteren Hinweise. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-28. 

FB Städtebau und Bauordnung 
Untere Bauaufsichtsbehörde 
Hansering 15 
06108 Halle (Saale) 
 

 

  

 

Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 
 

Die Abwägungsentschei-
dung entfällt. 
Es sind keine Belange dieses 
Trägers öffentlicher Belange 
bekannt, die für die Rechtmä-
ßigkeit der Abwägung von 
Bedeutung sind und ent-
scheidenden Einfluss auf die 
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Weiterbearbeitung haben 
könnten. 

I-29. 

FB Städtebau und Bauordnung 
Untere Denkmalschutzbehörde 
Hansering 15 
06108 Halle (Saale) 
 

 

  

 

Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 
 

Die Abwägungsentschei-
dung entfällt. 
Es sind keine Belange dieses 
Trägers öffentlicher Belange 
bekannt, die für die Rechtmä-
ßigkeit der Abwägung von 
Bedeutung sind und ent-
scheidenden Einfluss auf die 
Weiterbearbeitung haben 
könnten. 

  

I-30. 

Fachbereich Immobilien  
Abteilung Liegenschaften 
 
Stellungnahme vom 12.05.2021 

 

  

 

nach Prüfung des Entwurfs zum Bebau-
ungsplan Nr. 196 „Wohnbebauung am 
Reideanger“ bestehen seitens der Abtei-
lung Liegenschaften keine Einwände o-
der Hinweise. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-31. 

FB Umwelt 
Untere Naturschutzbehörde/ Untere 
Wasserbehörde/ Untere Immissions-
schutzbehörde/ Untere Abfallbehörde/ 
Untere Bodenschutzbehörde/Abtei-
lung Grünflächenpflege 
 
Stellungnahme vom 11.06.2021 

 

  

I-31.1 

Untere Naturschutzbehörde 
 

Die textliche Festsetzung 6.2 zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB) ist zu streichen. 
Dieses Verbot ist bereits durch das Bun-
desnaturschutzgesetz geregelt und be-
zieht sich nicht nur auf Brutvögel. 

Wird berücksichtigt. 
Die textliche Festsetzung 6.2 
zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft (§ 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB) wird 
gestrichen. Sie kann entfal-
len, da der Sachverhalt be-
reits abschließend durch das 
Bundesnaturschutzgesetz 
geregelt ist. Eine erneute Of-
fenlage i.S. des § 4a Absatz 
3 BauGB ist daher nicht er-
forderlich.  
In der Begründung zum Be-
bauungsplan erfolgen unter 

X  
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Punkt 7.7.3 Hinweise Erläu-
terungen zu den Belangen 
des Artenschutzes. Die 
Grundzüge der Planung wer-
den dadurch nicht berührt. 

I-31.2 

Momentan befinden sich auf der Fläche 
keine Artenschutzrelevanten Arten. Die 
Argumentation im beigefügten Arten-
schutzfachbeitrag ist nachvollziehbar 
und nicht zu beanstanden. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-31.3 

Die Vermeidungsmaßnahme VASB1 
(Bauzeitenregelung) ist wie beschrieben 
umzusetzen. Sollte die Fläche jedoch 
über längere Zeit (über 2 Jahre) ohne 
Nutzung brachliegen, muss vor endgülti-
ger Vorhabenrealisierung (Erschließung 
und Bebauung der Fläche), die Fläche 
hinsichtlich des Vorkommens von  
Zauneidechsen und Brutvögeln erneut 
artenschutzrechtlich bewertet und ggf. 
Maßnahmen geplant werden, die ein 
Eintreten von Verbotstatbeständen nach 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG wirksam verhin-
dern. 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
Der vorgebrachte Sachver-
halt ist nicht Gegenstand des 
Bauleitplanverfahrens. Er ist 
inhaltlich nicht relevant oder 
er ist Sache anderer oder 
späterer Genehmigungs-  
oder Planverfahren, oder 
dieser Bauleitplan steht einer 
entsprechenden Realisie-
rung nicht entgegen. 

H 

I-31.4 

Geschütze Bäume nach Baumschutz-
satzung sind aufzuführen. 

Ist bereits berücksichtigt. 
Die geschützten Bäume ge-
mäß Baumschutzsatzung 
sind in der Begründung zum 
Bebauungsplan unter Punkt 
5.5.2 Pflanzen auf Abb. 5.2 
Baumbestandsplan aufge-
führt. 

✔  

I-31.5 

Untere Wasserbehörde 
 
Die Untere Wasserbehörde hat keine 
Einwände. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-31.6 

Hinweis: 
Da das gesamte Niederschlagswasser in 
das öffentliche Kanalnetz eingeleitet 
wird, ist das Niederschlagswasserbeseiti-
gungskonzept mit der HWS GmbH abzu-
stimmen. 

Wird berücksichtigt. 
Die Hallesche Wasser und 
Stadtwirtschaft GmbH ist in 
die Planungen zur Entwässe-
rungskonzeption eingebun-
den worden und im Rahmen 
der Beteiligung der Träger öf-
fentlicher Belange beteiligt 
worden. Die Hinweise aus 
der Beteiligung der HWS 
wurden geprüft und in der 
Entwässerungskonzeption 
und ihrer aktuellen Überar-
beitung berücksichtigt. Diese 

 X   
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lfd. Nr. 
Stel-
lung-

nahme 

Inhalt der Stellungnahme 
Beschlussvorschlag mit  
Begründung/Erläuterung 

 
berück-
sichtigt 

J N 

wird erneut mit der HWS ab-
gestimmt. Die Planinhalte 
und Grundzüge der Planung 
bleiben davon unberührt. 

I-31.7 

Untere Immissionsschutzbehörde 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der im 
Kapitel 7.7.3 der Begründung zum Be-
bauungsplan genannte Leitfaden für die 
Verbesserung des Schutzes gegen Lärm 
bei stationären Geräten in seinem aktuel-
len Stand vom 24.03.2020 zu berück-
sichtigen ist. 

Wird berücksichtigt. 
Die Begründung zum Bebau-
ungsplan wird unter 7.7.3 
Hinweise angepasst. Das Da-
tum des genannten Leitfa-
dens für die Verbesserung 
des Schutzes gegen Lärm 
bei stationären Geräten wird 
auf seinen aktuellen Stand 
vom 24.03.2020 geändert. 
Die Planinhalte und Grund-
züge der Planung bleiben da-
von unberührt. 
 

X  

I-31.8 
Im Übrigen bestehen seitens der Immis-
sionsschutzbehörde keine weiteren Be-
denken. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
 

  

I-31.9 

Untere Abfallbehörde 
 
Aus abfallrechtlicher Sicht bestehen 
keine Einwände gegen den Entwurf. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
 

  

I-31.10 

Untere Bodenschutzbehörde 
 
Gegen die Aufstellung des o.g. B-Planes 
bestehen keine Einwände. 
Für den Bereich des Bebauungsplanes 
sind keine Flächen in der „Datei schädli-
cher Bodenveränderungen und Altlasten“ 
(DSBA) erfasst. 
Sie können nicht davon ausgehen, dass 
aufgrund dieses Sachverhaltes das 
Grundstück frei von schädlichen Boden-
veränderungen im Sinne des Bundesbo-
denschutzgesetzes vom 17. März 1998 
ist. 
 
Vorsorgepflicht 
Im Rahmen des Planvorhabens sind die 
Vorsorgegrundsätze des Bundesboden-
schutzgesetzes und der Bundesboden-
schutzverordnung zu beachten. Danach 
soll mit Grund und Boden sparsam und 
schonend umgegangen werden. 
 
Gemäß BBodSchG i.V.m. BBodSchV 
sind Bodenversiegelungen auf das not-
wendige Maß zu begrenzen. Vorrangig 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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lfd. Nr. 
Stel-
lung-

nahme 

Inhalt der Stellungnahme 
Beschlussvorschlag mit  
Begründung/Erläuterung 

 
berück-
sichtigt 

J N 

sind bereits versiegelte, sanierte, baulich 
veränderte oder bebaute Flächen wieder 
zu nutzen. 
 

I-31.11 

Vorsorgemaßnahmen gegen das Entste-
hen schädlicher Bodenveränderungen, 
insbesondere durch den Eintrag von 
schädlichen Stoffen, und die damit ver-
bundenen Störungen der natürlichen Bo-
denfunktionen sind zu treffen. Die Böden 
sind vor Erosion, vor Verdichtung und vor 
anderen nachteiligen Einwirkungen vor-
sorglich zu schützen. (§ 7 BBodSchG i. 
V. m §§ 9 und 10 BBodSchV, § 1 Boden-
schutz-Ausführungsgesetz LSA Sach-
sen-Anhalt vom 02.04.2002) 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
Der vorgebrachte Sachver-
halt ist nicht Gegenstand des 
Bauleitplanverfahrens. Er ist 
inhaltlich nicht relevant oder 
er ist Sache anderer oder 
späterer Genehmigungs-  
oder Planverfahren, oder 
dieser Bauleitplan steht einer 
entsprechenden Realisie-
rung nicht entgegen. 

H 

I-31.12 

Abteilung Grünflächenpflege 
 
Die Abteilung Grünflächenpflege stimmt 
den vorliegenden Planungen zu. 
Es sind keine Planungen oder Maßnah-
men der Abteilung Grünflächenpflege im 
Gebiet des Bebauungsplanes vorgese-
hen. 
 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-32. 
FB Gesundheit 
 
Stellungnahme vom 14.06.2021 

 
  

 
der Fachbereich Gesundheit gibt zu o. g. 
Vorlage eine Zustimmung. 
 

Keine Abwägung erforder-
lich.   

I-33. 

FB Wirtschaft, Wissenschaft und Digi-
talisierung  
 
Stellungnahme vom 04.05.2021 

 

  

 

Mit Schreiben vom 03.07.2020 baten Sie 
im Rahmen der Beteiligung nach § 4 
Abs. 2 BauGB um Abgabe einer Stel-
lungnahme zum Entwurf des Bebauungs-
plans Nr. 196 „Wohnbebauung am Rei-
deanger“. Nach Prüfung des vorgelegten 
Entwurfs teile ich Ihnen mit, dass der 
Fachbereich Wirtschaft, Wissenschaft 
und Digitalisierung keine ergänzenden 
Hinweise zu den Planungen hat und der 
vorliegenden Fassung des Entwurfs des 
Bebauungsplans zustimmt.  

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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Stel-
lung-
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Inhalt der Stellungnahme 
Beschlussvorschlag mit  
Begründung/Erläuterung 

 
berück-
sichtigt 

J N 

Da es sich um einen ausschließlichen 
Plan zur Wohnbebauung handelt, wer-
den keine unmittelbaren Belange des FB 
WWD berührt. 

I-34. 
FB Sport 
 

 
  

 

Es liegt keine Stellungnahme vor. Die Abwägungsentschei-
dung entfällt. 
Es sind keine Belange dieses 
Trägers öffentlicher Belange 
bekannt, die für die Rechtmä-
ßigkeit der Abwägung von 
Bedeutung sind und ent-
scheidenden Einfluss auf die 
Weiterbearbeitung haben 
könnten. 

  

I-35. 
FB Soziales 
 
 

 
  

 

Es liegt keine Stellungnahme vor. Die Abwägungsentschei-
dung entfällt. 
Es sind keine Belange dieses 
Trägers öffentlicher Belange 
bekannt, die für die Rechtmä-
ßigkeit der Abwägung von 
Bedeutung sind und ent-
scheidenden Einfluss auf die 
Weiterbearbeitung haben 
könnten. 

  

I-36. 
FB Bildung 
 
 

 
  

 

Es liegt keine Stellungnahme vor. Die Abwägungsentschei-
dung entfällt. 
Es sind keine Belange dieses 
Trägers öffentlicher Belange 
bekannt, die für die Rechtmä-
ßigkeit der Abwägung von 
Bedeutung sind und ent-
scheidenden Einfluss auf die 
Weiterbearbeitung haben 
könnten. 

  

I-37. 
Dienstleistungszentrum Klimaschutz 
 
 

 
  

 

Es liegt keine Stellungnahme vor. Die Abwägungsentschei-
dung entfällt. 
Es sind keine Belange dieses 
Trägers öffentlicher Belange 
bekannt, die für die Rechtmä-
ßigkeit der Abwägung von 
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Stel-
lung-
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berück-
sichtigt 

J N 

Bedeutung sind und ent-
scheidenden Einfluss auf die 
Weiterbearbeitung haben 
könnten. 

I-38. 

Gemeinde Kabelsketal 
Lange Straße 18 
06184 Kabelsketal 
 
Stellungnahme vom 31.05.2021 

 

  

 

hiermit teile ich Ihnen mit, dass die Be-
lange der Gemeinde Kabelsketal durch 
das o.g. Bauleitplanverfahren nicht be-
troffen sind. Für Rückfragen stehe ich 
Ihnen gern zur Verfügung. 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-39. 

Stadt Landsberg 
Köthener Straße 2 
06188 Landsberg 
 
Stellungnahme vom 06.05.2021 

 

  

 

mit E-Mail vom 29.04.2021 haben Sie 
uns über die o.g. Planung (Stand No-
vember 2020) informiert und Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben. Belange 
der Stadt Landsberg werden durch die 
Planung nicht beeinträchtigt. Es beste-
hen keine Einwände. 
 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-40. 

Gemeinde Salzatal 
Straße der Einheit 12a 
06198 Salzatal OT Salzmünde 
 
Stellungnahme vom 27.05.2021 

 

  

 

mit Schreiben vom 28.04.2021 wurde die 
Gemeinde Salzatal als Träger öffentli-
cher Belange und Nachbargemeinde um 
Stellungnahme zum Entwurf des vorbe-
zeichneten Bebauungsplans gebeten. 
 
Durch die Aufstellung des Bebauungs-
planes Nr. 196 „Wohnbebauung am Rei-
deanger" werden keine von der Ge-
meinde Salzatal wahrzunehmenden öf-
fentlichen Belange berührt. Seitens der 
Gemeinde Salzatal bestehen keine pla-
nungsrechtlichen oder sonstigen Beden-
ken. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
 

  

 
 



Bebauungsplan Nr. 196 „Wohnbebauung am Reideanger“ 

Abwägungsbeschluss  07. März 2022 

 

67 

Es sind keine zusätzlichen Belange dieser Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange, Fachbereiche und Gemeinden bekannt, die für die Rechtmäßigkeit der Abwägung 
von Bedeutung sind und entscheidenden Einfluss auf die Weiterbearbeitung haben könn-
ten. 
 
 

2.2 Öffentlichkeit 

 
Hinweis: 
Im Folgenden ist aus Datenschutzgründen anstelle des Namens und der Anschrift jeweils eine 
Nummer angegeben. Anhand dieser Nummer sind der Name und die Anschrift aus der Na-
mens- und Adressenliste zu ersehen, die der Verfahrensakte – aus Datenschutzgründen nicht 
zur Veröffentlichung freigegeben! – beigefügt ist. 
 

lfd. Nr. 
Stel-
lung-

nahme 

Inhalt der Stellungnahme 
Beschlussvorschlag mit  
Begründung/Erläuterung 

 
berück-
sichtigt 

J N 

II-1. 
Bürger 1 
 
Stellungnahme vom 16.06.2021 

 
  

II-1.1 
 

1. Regenwasserableitung und Ver-
siegelung der Grundstücke: 
Eine oberflächliche Regenmulde entlang 
unserer nördlichen Grenzen (Oelsnitzer 
Straße 10, 12 und 14) kann dies verhin-
dern, zumal da sowieso ein 3 m breiter 
Heckenabschnitt geplant ist. Dazu 
müsste aber die Sonderregelung im süd-
lichen Bereich A (TG 3) mit den zulässi-
gen 9 m² gekippt werden, bauliche Ne-
benanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauGB 
und sonstige Versiegelungen zuzulas-
sen. In allen anderen Bereichen A sehe 
ich da keine Bedenken, diese Sonder-
regelung zu belassen. 
 
Meine Befürchtungen bei Starkregen, 
dass die gesamte Anlage ausreichend 
konzipiert ist, gebe ich zu bedenken. 
Durch den Klimawandel nehmen die Tro-
ckenzeiten mehr zu und die Regenfälle 
werden intensiver und stärker, was der 
trockene Boden nicht aufnehmen kann. 
Wie verhält es sich dann, wenn das Re-
genwasser über das Volumen der Re-
genwasserbehälter steigt, und die tiefer-
gelegene Oelsnitzer Straße dann evtl. 
überflutet wird? 

Wird nicht berücksichtigt 
aus den dargelegten Grün-
den. 
Um die Entwässerung des 
Plangebietes sicherzustellen, 
wurde eine Entwässerungs-
konzeption in Abstimmung 
mit der Halleschen Wasser- 
und Stadtwirtschaft GmbH 
(HWS) erarbeitet. Hierbei 
sind alle geltenden Vorschrif-
ten und technischen Regeln 
beachtet worden. Im Ergeb-
nis der Überarbeitung der 
Entwässerungskonzeption er-
folgt nun die Ableitung des 
anfallenden Niederschlags-
wassers von den zukünftigen 
Baugrundstücken und Ver-
kehrsflächen über einen zu 
verlegenden Niederschlags-
wasserkanal in einen Rück-
staukanal innerhalb der süd-
östlichen Erschließungsan-
lage am tiefsten Punkt des 
Plangebietes. Dort kann ein 
Volumen von ca. 120 m³ ge-
sammelt werden. Das Nie-
derschlagswasser wird zeit-
verzögert über einen Regen-
rückstaukanal zum Regen-
rückhaltebecken geleitet und 
von dort gedrosselt in eine 

 X 
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berück-
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Niederschlagswasserdruck-
rohrleitung DN 100 gepumpt, 
die in Richtung Westen über 
das außerhalb gelegene 
Flurstück 94 in eine eben-
falls neu zu verlegende Nie-
derschlagswasserdruckrohr-
leitung in der Oelsnitzer 
Straße führt. Es wurde in der 
gesamten Berechnung und 
Ermittlung der Bemessungs- 
und Überflutungsfall gemäß 
dem DWA-Arbeitsblatt 117 
als Grundlage genommen. 
Für den erforderlichen Über-
flutungsfall ist ein oberirdi-
sches Erdbecken mit einem 
Volumen von ca. 330 m³ zu 
errichten. Dieses Becken ist 
innerhalb der privaten Grün-
fläche im südöstlichen Plan-
gebiet zulässig, da dort der 
tiefste Punkt des Geländes 
ist. Bedingt durch die vorge-
sehene Pumpstation kann 
dieses Regenrückhaltebe-
cken statt in die Fläche in die 
Tiefe gebaut werden. Der 
nach jetzigem Stand geplante 
Baukörper des Regenrück-
haltebeckens hat eine Tiefe 
von 1 m und einen Flächen-
bedarf von ca. 450 m². Das 
Regenrückhaltebecken befüllt 
sich teilweise über einen seit-
lichen Zulauf entlang der Ver-
kehrsflächen und dann im Er-
eignisfall über die Oberflä-
che. Es erhält zudem einen 
Notüberlauf, der oberhalb 
Wasserstand „Überflutung“ 
anspringt und dann das Was-
ser in die Niederschlagswas-
serdruckrohrleitung abführen 
kann. 
Mit der vorliegenden Entwäs-
serungskonzeption wird der 
Nachweis der technischen 
Erschließung erbracht. 
Änderungen in den Festset-
zungen zum Bebauungsplan 
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berück-
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J N 

ergeben sich durch die Über-
arbeitung der Erschließungs-
konzeption nicht. Durch den 
Einsatz des Regenrückstau-
kanals entfallen die ur-
sprünglich geplanten Mul-
denrigolen beidseits der Er-
schließungsstraßen des 
Plangebietes. Eine Mulde im 
Bereich der südlichen Rand-
eingrünung ist nicht vorgese-
hen. 

II-1.2 

2. Zufahrt 
Laut neuem Bebauungsplan wird das zu-
künftige Verkehrsaufkommen nicht als 
Durchgangsverkehr ausgelegt, warum 
wird dann eine Befahrensmöglichkeit der 
Anwohner auf dem Fuß- und Radweg mit 
genehmigt? Es ist nirgends ersichtlich, 
dass ein Poller oder eine andere Begren-
zung dies verhindert. Ist es erst mal eine 
Privatstraße, kann man eigentlich ma-
chen was man will und diese auch als 
Durchfahrtmöglichkeit nutzen. Man ver-
kürzt ja dann bequem seinen Arbeitsweg, 
egal, ob die Oelsnitzer Straße mehr fre-
quentiert wird. 

Ist bereits berücksichtigt. 
Es handelt sich um eine im 
Bebauungsplan festgesetzte 
Verkehrsfläche mit der be-
sonderen Zweckbestimmung 
Fuß- und Radweg und ist 
demnach nicht zum Befahren 
mit KFZ bestimmt. Der Weg 
kann 1-2-mal jährlich durch 
Fahrzeuge, die der Unterhal-
tung oder Reinigung der Stra-
ßen und des Regenrückhalte-
beckens dienen, befahren 
werden. Eine Öffnung für den 
motorisierten Individualver-
kehr ist grundsätzlich nicht 
vorgesehen.  
Die Befahrbarkeit mit KFZ 
endet von Norden her an der 
grünen Straßenbegrenzungs-
linie der Verkehrsfläche mit 
der besonderen Zweckbe-
stimmung verkehrsberuhigter 
Bereich (südlich des Wende-
hammers).  
Es liegt nicht im Regelungs-
bereich eines Bebauungs-
plans eine Abpollerung oder 
eine anderweitige Fahr- 
bahneinengung festzusetzen.  
Nach Fertigstellung der Er-
schließung ist eine entspre-
chende Beschilderung mög-
lich und auch vom Investor 
beabsichtigt.  

✔  

II-1.3 

3. Leitungsplanung Abwasser und An-
schlüsse. 

Wird berücksichtigt. 
Im Ergebnis der überarbeite-
ten Entwässerungskonzep-
tion erfolgt die Ableitung des 

X  
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Warum müssen die neuen Anschlüsse 
und Abwasserleitungen über die ge-
samte Oelsnitzer Straße verlegt werden? 
Wenn ein Wegerecht über den Zugang 
Nutztiergarten vorhanden ist, kann die-
ses auch als Leitungsrecht genutzt wer-
den. Wenn unsere Straße über Wochen 
während der Bauarbeiten für die Anwoh-
ner nicht nutzbar ist, wie gelangen wir 
dann zu unseren Grundstücken? Der 
beste Weg wäre an unseren nördlichen 
Grundstücksgrenzen entlang in Richtung 
Nutztiergarten. Da würden die Tiefbauar-
beiten keinen stören und sind später 
auch immer erreichbar.  

Niederschlagswassers zeit-
verzögert über einen Regen-
rückstaukanal zum Regen-
rückhaltebecken und wird 
von dort mit gedrosselter Ein-
leitmenge von 10l/s in eine 
Niederschlagswasserdruck-
rohrleitung DN 100 gepumpt, 
die in Richtung Westen über 
das außerhalb gelegene 
Flurstück 94 (Fläche des Be-
ruflichen Bildungswerk e.V.) 
in eine ebenfalls neu zu ver-
legende Niederschlagswas-
serdruckrohrleitung in der 
Oelsnitzer Straße führt. Es 
wird weiter in das beste-
hende Leitungsnetz der HWS 
GmbH im Sagisdorfer Park 
führt. 
Weitere Ausführungen zur 
Entwässerung siehe unter 
Punkt II-1.1. 
Die Überarbeitung der Er-
schließungskonzeption be-
rührt die Grundzüge der Pla-
nung nicht und hat keine Än-
derung der Planinhalte zur 
Folge. Während der Bau-
phase muss die Erreichbar-
keit der Bestandsgrundstücke 
gewährleistet sein, dies kann 
jedoch im Rahmen der Fest-
setzungsmöglichkeiten eines 
Bebauungsplanes nicht gere-
gelt werden. 

II-1.4 

Wie verhält es sich mit der Kostenüber-
nahme der Anwohner für Straßenaus-
bauarbeiten (in Sachsen-Anhalt noch 
gültig)? Nach den ganzen Bauarbeiten 
muss die Straße ja wieder erneuert wer-
den, werden die Kosten dann auf die An-
wohner der Oelsnitzer Straße umgelegt? 

Ist bereits berücksichtigt. 
Für eine direkte Kostenbetei-
ligung der Anliegerschaft für 
planmäßig zu erneuernde o-
der respektive auszubauende 
Straßen gibt es in der Ge-
setzgebung des Landes 
Sachsen-Anhalt keine 
Rechtsgrundlage. Durch Ge-
setz wurde die Abschaffung 
von Straßenausbaubeiträgen 
rückwirkend zum 01.01.2020 
beschlossen. 
 

✔  
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II-1.5 

4. Verkehrsaufkommen Oelsnitzer 
Straße 
Seit dem Jahr 2019 hat das Verkehrsauf-
kommen in der Oelsnitzer Straße stark 
zugenommen, wo ich schon mit der 
stellv. Teamleiterin, Frau …, Kontakt 
hatte. Daraufhin wurden im Oktober 2019 
Verkehrsmessungen durchgeführt. 
Eine Anfrage, ob eine Erhöhung auf der 
Straße zur Verkehrsberuhigung (ist 
schon Spielstraße) möglich ist, wurde 
verneint. Für die zukünftigen Planungen 
würde ich eine Einbahnstraße bevorzu-
gen, diese könnte den Durchgangsver-
kehr Richtung Peißen entlasten. 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
Der vorgebrachte Sachver-
halt ist nicht Gegenstand des 
Bauleitplanverfahrens, son-
dern bezieht sich auf Sach-
verhalte des Straßenrechts.  
Eine aktuelle Zählung im 
Zeitraum vom 27.01. - 
01.02.2022 ergab in beiden 
Fahrtrichtungen insgesamt 
414 Durchfahrten (durch-
schnittlich 69 Durchfahrten 
am Tag). Das Verkehrsauf-
kommen in der Oelsnitzer 
Straße ist für eine öffentliche 
Straße objektiv minimal. 

H 

II-1.6 

Einer Querverbindung zum neuen Wohn-
gebiet stehe ich skeptisch gegenüber, da 
der Verkehr sicherlich überwiegend als 
Abkürzung über die Oelsnitzer Straße 
genutzt wird. Dies könnte ebenfalls durch 
einen Poller auf der Privatstraße verhin-
dert werden. Für Rettungsfahrzeuge 
wäre trotzdem weiterhin frei. 

Ist bereits berücksichtigt. 
Siehe Ausführungen unter 
Punkt II-1.3  

✔  

II-1.7 

In den letzten Monaten habe ich schon 
mehrfach Bedenken und Einwände ge-
gen den Bebauungsplan Nr. 196 einge-
bracht. 

Wird berücksichtigt. 
Die eingegangenen öffentli-
chen und privaten Belange 
gemäß § 3 Absatz 2 BauGB 
sind im Rahmen der Abwä-
gung gemäß § 1 Absatz 7 
BauGB ermittelt und bewertet 
worden. Im Ergebnis sind die 
vorliegenden Abwägungsvor-
schläge erarbeitet worden. 
Die Grundzüge der Planung 
und Planinhalte bleiben da-
von unberührt. 

X  

 


